Stadtrecht der Abfallwirtschaftssatzung SR Stand:
Stadt Reutlingen 7.16 12/2024
Az.: 704-01

Satzung uber die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von
Abfallen (Abfallwirtschaftssatzung)

vom 23.10.2018, zuletzt gedandert am 17.12.2024

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung fur Baden-Wurttemberg (GemO), §§ 17 Abs. 1,
20 Abs. 1 Satz 1 und 22 des Gesetzes zur Foérderung der Kreislaufwirtschaft und Siche-
rung der umweltvertraglichen Bewirtschaftung von Abfallen (Kreislaufwirtschaftsgesetz
KrwWG), §§ 2 und 7 der Verordnung uber die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungs-
abfallen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfallen (Gewerbeabfallverordnung —
GewADbfV), §§ 9 Abs. 1 und 10 Abs. 1 des Gesetzes des Landes Baden-Wurttemberg zur
Forderung der Kreislaufwirtschaft und Gewahrleistung der umweltvertraglichen Abfallbe-
wirtschaftung (Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz — LKreiWiG) und §§ 2 Abs. 1 bis 4, 13
Abs. 1 und 2, 14, 15, 18 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) hat der Gemeinderat der
Stadt Reutlingen am 17.12.2024 folgende Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt
Reutlingen Uber die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen (Abfallwirt-
schaftssatzung) vom 23.10.2018, zuletzt gedndert durch Anderungssatzung vom
26.10.2023, erlassen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§1

Abfallvermeidung und -verwertung

(1) Malnahmen der Vermeidung und der Abfallbewirtschaftung stehen nach
§ 6 Abs. 1 KrWG in folgender Rangfolge:

Vermeidung

Vorbereitung zur Wiederverwendung

Recycling

Sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung und Verfullung
Beseitigung

abhwb=

(2) Abfalle sind so zu Uberlassen, dass ein moglichst grol3er Anteil zur Wiederverwen-
dung vorbereitet, recycelt oder sonstig verwertet werden kann.

(3) Die Stadt informiert und berat die Abfallerzeuger Uber Mdglichkeiten der Vermeidung,
Wiederverwendung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen.
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(1)

3)

§2
Umfang der Entsorgungspflicht

Der Landkreis Reutlingen hat der Stadt Reutlingen durch Vereinbarungen vom
22./24.10.1990, 13./26.11.1990 und 21.05./17.06.1996 nach § 6 Abs. 2 LAbfG in der
bis zum 30.12.2020 geltenden Fassung

- das Einsammeln und Beférdern der angefallenen und Uberlassenen Abfalle,

- die Verwertung und Beseitigung von Bodenaushub und Bauschutt, soweit diese
nicht durch Schadstoffe verunreinigt sind, und

- die Behandlung und stoffliche Verwertung von Bio- und Grunabfallen fur ihr Gebiet

als offentlich-rechtliche Entsorgungstragerin Ubertragen. Die AufgabenlUbertragungen
nach § 6 Abs. 2 LAbfG gelten gemaf § 6 Abs. 4 LKreiWiGi. V. m. § 72 Abs. 1 KtIWG
fort. Die Stadt Reutlingen betreibt diese Aufgaben als 6ffentliche Einrichtung.

Die Stadt kann Dritte mit der Erfullung ihrer Pflichten beauftragen.

Die Stadt Reutlingen entsorgt Abfalle im Rahmen der Verpflichtung nach § 20 KrWG,
soweit ihr die Aufgaben durch die Vereinbarungen nach Absatz 1 tbertragen sind.
Als Uberlassen gelten mit Ausnahme der in § 5 genannten Stoffe

a) Abfélle, die zu den bekannt gemachten Abfuhrzeiten an den daflr bestimmten
Stellen in der vorgeschriebenen Form zur Abholung bereitgestellt werden, mit
dem Zeitpunkt der Abholung,

b) Abfalle, die an den stationaren Sammelstellen Ubergeben oder in die aufgestell-
ten offentlichen Sammelbehalter eingeworfen werden.

c) Beider Verwertung und Beseitigung von Bodenaushub und Bauschutt:
Abfalle im Sinne von § 6 Abs. 10, die vom Abfallerzeuger oder einem Dritten
unmittelbar zu den Erddeponien befordert und der Stadt dort wahrend der
Offnungszeiten (ibergeben werden.

d) Beider Behandlung und Verwertung von Gartenabfallen:
Abfalle im Sinne von § 6 Abs. 5, die vom Abfallerzeuger oder einem Dritten zu
den Hackselplatzen befordert und der Stadt dort wahrend der Offnungszeiten
Ubergeben werden.

Die Entsorgungspflicht umfasst auch die in unzulassiger Weise abgelagerten Abfalle
i. S.v.§20 Abs. 3 KrWG und § 9 Abs. 3 LKreiWiG.
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ll. Anschluss und Benutzung

§3

Anschluss- und Benutzungszwang, Uberlassungspflicht

(1) Die Grundstickseigentumer, denen Erbbauberechtigte, Wohnungseigentiimer, Woh-
nungserbbauberechtigte, Niel3braucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstlcks
dinglich Berechtigte gleichstehen, sind berechtigt und im Rahmen der Uberlassungs-
pflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG verpflichtet, ihre Grundsticke an die offentliche
Einrichtung Abfallentsorgung anzuschlie3en, diese zu benutzen und die auf ihren
Grundstlicken anfallenden Abfalle der offentlichen Abfallentsorgung zu tberlassen.

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung des Grundstucks
Berechtigten (z. B. Mieter, Pachter) oder die das Grundstulick tatsachlich nutzenden
Personen sowie die Abfallbesitzer.

(3) Die Verpflichtungen nach den Absatzen 1 und 2 gelten nicht

1. flr die Entsorgung pflanzlicher Abfalle, deren Beseitigung gemal} der Verord-
nung der Landesregierung uber die Beseitigung pflanzlicher Abfalle aufl3erhalb
von Beseitigungsanlagen in der jeweils geltenden Fassung zugelassen ist. Dies
schliefdt nicht aus, dass solche Abfalle dem Landkreis unter Beachtung des Vor-
rangs der Abfallvermeidung und Abfallverwertung Uberlassen werden,

2. fur Bioabfalle aus privaten Haushaltungen, wenn die Verpflichteten diese selbst
ordnungsgemal und schadlos auf den von ihnen im Rahmen ihrer privaten
Lebensfuhrung genutzten Grundstucken verwerten und dies gegenuber der
Stadt in Textform gemaR § 126b BGB darlegen. Dabei muss fir jede Person
(Grundstucksbewohner) eine Flache von mindestens 25 m? fur die Ausbringung
des Produkts auf im Rahmen ihrer privaten Lebensfiihrung genutzten Grundstu-
cken nachgewiesen werden.

§4

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

Die Stadt kann bei Abfallen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen auf Antrag des Abfallerzeugers oder Abfallbesitzers regeln, dass diese
Abfalle im Rahmen der Uberlassungspflicht gemank § 17 Abs. 1 und 2 KrWG an den Ent-
sorgungsanlagen der Stadt oder an von der Stadt genutzten Entsorgungsanlagen Uberlas-
sen werden, soweit die besonderen Verhaltnisse beim Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer
einer Nutzung der 6ffentlichen Abfallabfuhr entgegenstehen und nachgewiesen wird, dass
die von der Einzelfallregelung erfassten Abfalle der Stadt zur Entsorgung uberlassen wer-
den. Eine Einzelfallregelung nach Satz 1 setzt in der Regel voraus, dass die Abfalle nicht
im Rahmen der offentlichen Abfallabfuhr eingesammelt und beférdert werden konnen. Die
Einzelfallregelung erfolgt in stets widerruflicher Weise.
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§5

Ausschllisse

Vom Einsammeln, Beférdern und Entsorgen sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten
Stoffe, mit Ausnahme von Kuchen- und Speiseabfallen aus privaten Haushaltungen,
ausgeschlossen.

Aulerdem sind vom Einsammeln, Beférdern und Entsorgen folgende Abfélle aus
anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen ausgeschlossen:

1.

Abfalle, die Gefahren oder erhebliche Belastigungen fur das Betriebspersonal
hervorrufen kbnnen, insbesondere

a) Abfalle aus Massentierhaltungen, Stalldung, Fakalien,

b) Stoffe, von denen eine toxische oder anderweitig schadigende Wirkung zu
erwarten ist,

c) leicht entzindliche, explosive oder radioaktive Stoffe im Sinne der Strahlen-
schutzverordnung,

d) nicht gebundene Asbestfasern,

e) Abfalle, die in besonderem Malie gesundheitsgefahrdend sind, und Gegen-
stande, die aufgrund von § 17 des Gesetzes zur Verhitung und Bekampfung
von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) behan-
delt werden mussen,

f) gentechnisch veranderte Organismen sowie Abfall aus gentechnischen
Anlagen, sofern sie nicht gemal} § 13 Gentechnik-SicherheitsVO behandelt
worden sind.

Abfalle, bei denen durch die Entsorgung wegen ihres signifikanten Gehaltes

an toxischen, langlebigen oder bioakkumulativen organischen Substanzen eine
Beeintrachtigung des Wohls der Aligemeinheit zu besorgen ist.

Abfalle, die Gefahren fur die Entsorgungs- und Behandlungsanlagen oder ihre
Umgebung hervorrufen oder schadlich auf sie einwirken kdnnen oder die in
sonstiger Weise den Ablauf des Entsorgungsvorgangs nachhaltig storen oder mit
dem vorhandenen Gerat in der Entsorgungsanlage nicht entsorgt werden kon-
nen, insbesondere

a) Flussigkeiten, Eis und Schnee,

b) schlammférmige Stoffe mit mehr als 65 % Wassergehalt,

c) gestrichen
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(5)

d) cyanhaltige und arsenhaltige Stoffe sowie wasserldsliche Schwermetallsalze,
e) sonstige |6sliche Salze,

f) Stoffe, die durch Luftbewegung leicht verweht werden kdnnen, soweit sie in
gréleren als haushaltsiblichen Mengen anfallen, es sei denn, sie werden in
geeigneter Verpackung angeliefert,

g) Stoffe mit mehr als 50 °C Temperatur,
h) Kraftfahrzeugwracks und Wrackteile.
i) gestrichen

4. Tierkorper, Tierkorperteile und Erzeugnisse tierischer Herkunft, die nicht vom
Tierkorperbeseitigungsgesetz erfasst werden, aber dennoch in Tierkérperbesei-
tigungsanstalten beseitigt werden kdnnen.

5. Altole.

Abfalle sind von der Entsorgung ausgeschlossen, soweit diese der Rucknahmepflicht
aufgrund einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung oder aufgrund eines
Gesetzes unterliegen und entsprechende Rucknahmeeinrichtungen tatsachlich zur
Verfligung stehen.

Darlber hinaus kann die Stadt mit Zustimmung des Regierungsprasidiums Abfalle
zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die
wegen ihrer Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfal-
lenden Abfallen entsorgt werden kdnnen, im Einzelfall von der Entsorgung ganz oder
teilweise ausschliel3en.

§ 20 KrWG und § 9 Abs. 3 LKreiWiG bleiben unberihrt.

Abfalle,

1. die gemal § 8 Abs. 4 vom Einsammeln und Beférdern, aber nicht von der Ent-
sorgung durch den offentlich-rechtlichen Entsorgungstrager ausgeschlossen

sind, hat der Besitzer zur Abfallentsorgungsanlage zu beférdern oder beférdern
zu lassen.

2. die vom Einsammeln, Beférdern und von der Entsorgung durch den o6ffentlich-

rechtlichen Entsorgungstrager ausgeschlossen sind, hat der Besitzer selbst zu
entsorgen.
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§6
Abfallarten

Abfalle aus privaten Haushaltungen sind Abfalle, die in privaten Haushalten im Rah-
men der privaten Lebensfuhrung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugeho-
rigen Grundstiicks- oder Gebaudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallorten,
wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens.

Hausmdll sind Abfalle aus privaten Haushaltungen, die von der Stadt selbst oder von
beauftragten Dritten in genormten, im Entsorgungsgebiet zugelassenen Abfallgefa-
Ren regelmallig eingesammelt und transportiert werden.

Sperrmull sind feste Abfalle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Sperrigkeit,
auch nach zumutbarer Zerkleinerung, nicht in die im Entsorgungsgebiet zugelasse-
nen 80-I-/140-I-/240-I-Abfallbehalter passen und getrennt vom Hausmdull eingesam-
melt und transportiert werden.

Gewerbliche Siedlungsabfalle sind

a) Siedlungsabfalle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen,
die aufgefuhrt sind in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung
(AVV) in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere

aa) gewerbliche und industrielle Abfalle sowie
bb) Abfalle aus privaten und 6ffentlichen Einrichtungen,

die Abfallen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit oder
Zusammensetzung ahnlich sind, sowie

b) weitere nicht in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung aufge-
fuhrte gewerbliche und industrielle Abfalle, die nach Art, Zusammensetzung,
Schadstoffgehalt und Reaktionsverhalten Abfallen aus privaten Haushaltungen
vergleichbar sind.

Hausmudllahnliche gewerbliche Siedlungsabfalle sind Abfalle im Sinn von Absatz 3,
soweit sie nach Art und Menge gemeinsam mit oder wie Hausmull eingesammelt
werden kdnnen.

Bioabfalle sind zur Kompostierung geeignete pflanzliche Abfalle und nativ-organische
Abfalle aus privaten Haushaltungen oder anderen Herkunftsbereichen. Dazu zahlen
insbesondere Kichen- und Gartenabfalle wie Gemuse- und Salatreste, Obstreste,
Fleisch-, Wurst- und Fischreste, verdorbene und verschimmelte Lebensmittel, Eier-
schalen, Kaffeesatz mit Filter, Schnitt- und Topfpflanzen, Rasenschnitt, Laub,
Strauch- und Baumschnitt (zerkleinert), Kleintiermist ohne mineralischen Tierstreu.
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(10)

(11)

(12)

(13)

(14)

(19)

Gartenabfalle sind Uberwiegend pflanzliche Abfalle (z. B. Laub, Rasenschnitt, Aste,
kleinere Wurzelstlicke bis zu einem Durchmesser von 15 cm), die auf gartnerisch
genutzten Grundstucken, in offentlichen Parkanlagen und auf Friedhofen anfallen.

Problemabfalle sind uUblicherweise in privaten Haushaltungen anfallende Kleinmen-
gen von Abfallen, die bei der Entsorgung Nachteile fir Personen, Umwelt oder Anla-
gen hervorrufen kdnnen, insbesondere Pflanzenschutz- und Schadlingsbekamp-
fungsmittel, 61- und I6semittelhaltige Stoffe, Farben und Lacke, Desinfektions- und
Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Batterien, Akkumulatoren, Leuchtstoffrohren,
Sauren und Laugen.

Schrott sind Gegenstande aus Eisen- und Nichteisenmetallen, die Ublicherweise in
Haushaltungen anfallen, soweit sie nicht unter Absatz 8 fallen. Zum Schrott zahlen
insbesondere Fahrrader, Heizkorper, Kabelreste, Kochtopfe, Felgen u. A.

Elektro- und Elektronikaltgerate sind Altgerate im Sinn von § 3 Nr. 3 des Elektro- und
Elektronikgerategesetzes (ElektroG), aus privaten Haushaltungen sowie aus sonsti-

gen Herkunftsbereichen, soweit die Beschaffenheit und Menge der dort anfallenden

Altgerate mit der Beschaffenheit von Ublicherweise in privaten Haushaltungen anfal-

lenden Altgeraten vergleichbar ist.

Klhlgerate im Sinne dieser Satzung sind Ublicherweise in Haushaltungen verwende-
te Gerate wie Kuhlschranke, Gefriertruhen, Gefrierschranke sowie Kuhl- und Gefrier-
kombinationen.

Bodenaushub und Bauschutt sind inerte Abfalle mit den Abfallschlisseln

Nr. 01 04 08, 01 04 09, 01 04 13,1701 01,17 01 02, 17 01 03, 17 01 07, 17 05 04,
19 09 03 und 20 02 02 i. S. d. Anlage zur Verordnung Uber das Europaische Abfall-
verzeichnis (Abfallverzeichnis—Verordnung — AVV), die alle Anforderungen fur die
Deponieklasse 0 nach der Verordnung uber Deponien und Langzeitlager (Deponie-
verordnung — DepV) erflullen und die entsprechenden Zuordnungskriterien des An-
hangs 3 Nr. 2 DepV fur die Deponieklasse 0 einhalten.

Straldenaufbruch sind mineralische Abfalle ohne Teerbestandteile, die hydraulisch
oder mit Bitumen gebunden oder ungebunden im Stral3enbau verwendet waren.

entfallt

Baustellenabfalle sind nicht mineralische Stoffe aus Bautatigkeiten, auch mit gering-
fugigen Fremdanteilen.

Papierabfalle sind Abfalle aus Papier, Pappe und Kartonagen (einschlielich
Verpackungsabfallen aus Papier, Pappe und Kartonagen), insbesondere aus
Zeitungen, Zeitschriften, Buchern, Katalogen, Prospekten, Notizpapier, Kartonagen
und Schachteln.

Altkleider, Alttextilien und Altschuhe sind gebrauchte Bekleidungs- und Haustextilien.
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§7

Formen des Einsammelns und Beforderns

Die zu Uberlassenden Abfalle werden eingesammelt und beférdert

1.

durch die Stadt oder von ihr beauftragte Dritte, insbesondere private Unternehmen,
a) im Rahmen des Holsystems oder
b) im Rahmen des Bringsystems oder

durch die Abfallerzeuger oder die Besitzer selbst oder ein von ihnen beauftragtes
Unternehmen (Selbstanlieferer).

§8
Bereitstellung der Abfalle

Abfalle, die die Stadt einzusammeln und zu beférdern hat, sind nach MalRgabe dieser
Satzung im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zur 6f-
fentlichen Abfallabfuhr bereitzustellen, zu den Sammelstellen/Sammelfahrzeugen zu
bringen und dort dem Personal zu Ubergeben oder in die daflir vorgesehenen Sam-
melbehalter einzuwerfen. Abfalle und Behalter sind nach Maldgabe dieser Satzung
so bereitzustellen, dass eine stérungsfreie Sammlung und Entleerung moglich sind.

Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben die fiir die Uberlassung der Abfélle,
die der Uberlassungspflicht gemaR § 17 Abs. 1 und 2 KrWG unterliegen und zur 6f-
fentlichen Abfuhr bereitgestellt werden, erforderlichen Behalter bei der Stadt in Text-
form nach § 126b BGB oder elektronisch Uber das Kundenportal nach MalRgabe von
§ 10 anzufordern. Die Verpflichtung der Stadt zum Einsammeln und Beférdern der
Abfalle beginnt zwei Wochen nach Eingang der Anforderung. Im Einzelfall kann die
Stadt auf Antrag der Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 die Zwei-Wochenfrist nach
Satz 2 verkurzen.

Fallen auf einem Grundstick Abfalle, die gemal § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu Uber-
lassen sind, nur unregelmafig oder saisonbedingt an, so sind Beginn und Ende der
Stadt spatestens zwei Wochen vorher in Textform nach § 126b BGB oder elektro-
nisch Uber das Kundenportal unter Angabe von Art und Menge anzuzeigen.

Vom Einsammeln und Beférdern sind neben den in § 5 genannten Abfallen ausge-
schlossen:

1. Abfélle, die besondere Gefahren oder schadliche Einwirkungen auf die Abfallge-
falke oder die Transporteinrichtungen hervorrufen oder die wegen ihrer GroRe
oder ihres Gewichts nicht auf die vorhandenen Fahrzeuge verladen werden kon-
nen,
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(1)
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2. Sperrmull, der nach Art und Menge Ublicherweise nicht in privaten Haushaltun-
gen anfallt, sowie Altreifen und Abfalle aus Gebauderenovierungen und Haus-
haltsauflosungen,

3. Bodenaushub, StralRenaufbruch, Bauschutt und Baustellenabfalle,

4. Abfalle aus Krankenanstalten, die nicht hausmullahnlich sind, auch wenn die
Abfalle desinfiziert wurden,

5. Asche, Schlacke und Stra3enkehrricht, soweit sie nicht Ublicherweise in privaten
Haushaltungen anfallen und

6. Rechengut und GielRereisande.

Die Abfallbehalter durfen nur so weit gefullt werden, dass sich der Deckel mihelos
schliefen lasst. Das Einstampfen und Pressen von Abfallen ist nicht gestattet.
Asche, Schlacke und andere Stoffe durfen nicht in heillem Zustand in die Abfallbe-
halter eingebracht werden. Abfalle sind so einzubringen, dass sie nicht zum Festfrie-
ren des Behalterinhalts fiUhren kdnnen.

§9

Getrenntes Einsammeln von Abfillen

Bioabfélle sind im Rahmen der Uberlassungspflicht gemaRl § 17 Abs. 1 und 2 Kr WG
getrennt von anderen Abfallen in Bioabfallbehaltern gemaR § 10 Abs. 1 Nr. 2 bereit-
zustellen (Holsystem). Zur Bindung Uberschussiger Feuchtigkeit durfen Zeitungspa-
pier oder Papiertlicher in angemessenem Umfang in die Biotonne gegeben werden.
Bioabfall darf nicht in Plastiktlten, Biokunststoffbeuteln oder -folien oder Beuteln, die
aus biologisch abbaubaren Werkstoffen (BAW) mit oder ohne Anteilen aus Kunststoff
bestehen oder diese enthalten, selbst wenn es sich um geringfuigige Anteile handelt,
in die Biotonne eingefillt werden. Dies gilt auch fur Tuten oder Beutel aus biologisch
abbaubaren Werkstoffen, die nach der Verordnung Uber die Verwertung von Bioab-
fallen auf landwirtschaftlich oder gartnerisch genutzten Béden (Bioabfallverordnung)
als geeignet gelten.

Gartenabfélle sind im Rahmen der Uberlassungspflicht

o entweder in Bioabfallbehaltern nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 bereitzustellen (Holsystem)
oder

o im Rahmen des Bringsystems zu den auf der Internetseite der Technischen
Betriebsdienste Reutlingen (TBR) bekannt gegebenen Hackselplatzen der Stadt
zu bringen, oder

e zur Sonderabfuhr der Gartenabfalle gem. § 11 Abs. 1 Satz 3 c) bereitzustellen
(Holsystem).
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(7)

(8)

Die Menge der Gartenabfalle, die zur Sonderabfuhr bereitgestellt werden, darf je be-
wohntem Grundstick und Abfuhr 3 m? nicht Gberschreiten. Die Gartenabfalle sind
gebundelt oder in Jutesacken (80 |) mit dem Aufdruck ,,Gringut-trocken®, die von der
Stadt an den bekannt gegebenen Vertriebsstellen ausgegeben werden, mit einem
Gewicht von jeweils maximal 10 kg bereitzustellen. Es durfen nur Naturschnure ver-
wendet werden. Die Biindel diirfen eine Léange von 1,5 m nicht Giberschreiten. Aste
und Zweige durfen einen Durchmesser von maximal 15 cm nicht Uberschreiten.
Pflanzenteile, die von meldepflichtigen Pflanzenkrankheiten befallen sind, sind vom
Einsammeln und Beférdern ausgeschlossen.

Sperrmull und Holz sind gesondert zur Sperrmullabfuhr bereitzustellen. Einzelsticke
durfen ein Gewicht von 50 kg und eine Breite/Lange von 1,0 m/2,0 m nicht tber-
schreiten.

Problemabfalle in haushaltsublichen Mengen sind von den Verpflichteten nach § 3
Abs. 1 und 2 im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG wah-
rend der von der Stadt bekannt gegebenen Annahmezeiten zu den speziellen Sam-
melfahrzeugen an den von der Stadt bekannt gegebenen Standorten zu bringen und
dort dem Personal zu Ubergeben.

Batterien und Akkumulatoren sind nach dem Gesetz Uber das Inverkehrbringen, die
Rucknahme und die umweltvertragliche Entsorgung von Batterien und Akkumulato-
ren (Batteriegesetz — BattG) in der jeweils geltenden Fassung bei den Verkaufsstel-
len zurickzugeben. Das Rucknahmesystem des Handels ist zu nutzen. Daruber hin-
aus konnen Trockenbatterien wahrend der von der Stadt bekannt gegebenen An-
nahmezeiten und an den von der Stadt bekannt gegebenen Annahmeorten zu den
speziellen Sammelfahrzeugen gebracht und dem Personal Ubergeben oder im Batte-
riesammelbeutel getrennt Uberlassen werden.

Papierabfélle sind im Rahmen der Uberlassungspflicht gemaR § 17 Abs. 1 und 2
KrWG getrennt von anderen Abfallen in Abfallbehaltern nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 be-
reitzustellen (Holsystem). Soweit die Zerkleinerung von GroRRkartonagen, die bei pri-
vaten Endverbraucherni. S. d. § 3 Abs. 11 des Gesetzes uber das Inverkehrbringen,
die Rucknahme und die hochwertige Verwertung von Verpackungen (Verpackungs-
gesetz) angefallen sind, unzumutbar ist, kdnnen diese gefaltet und geblindelt neben
den Papierbehaltern zur Abholung bereitgestellt werden (Beistellung). Die Beistellung
darf ein Gesamtmalf’ von 100 cm x 50 cm x 50 cm nicht Uberschreiten.

Altkleider, Alttextilien und Altschuhe sind im Rahmen der Uberlassungspflicht zu den
durch die Stadt bekannt gegebenen Sammelstellen zu bringen und dort in die daftr
vorgesehenen Sammelbehalter einzuwerfen.

Elektro- und Elektronikaltgerate mit einer Kantenlange von bis zu 30 cm x 30 cm
werden im Rahmen der mobilen Schadstoffsammlung erfasst und kdnnen wahrend
der von der Stadt bekannt gegebenen Annahmezeiten zu den bekannt gegebenen
Annahmeorten gebracht und dort dem Personal Ubergeben werden. Grolere Gerate,
einschlieRlich Kuhlgerate werden nach Anmeldung mit dem Sperrmull eingesammeilt.
Aulerdem ist eine Selbstanlieferung von Elektro- und Elektronikaltgeraten an den
von der Stadt bekannt gegebenen Sammelstellen moglich.
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(9) In den Abfallbehaltern fir Hausmull und hausmullahnliche gewerbliche Siedlungsab-

(2)

falle gemal § 10 Abs. 1 Nr. 1 durfen nur diejenigen Abfalle bereitgestellt werden, die
nicht nach den Absatzen 1 bis 8 getrennt bereitzustellen oder zu den Sammelstellen
und Sammelfahrzeugen oder Sammelbehaltern zu bringen sind.

§ 10
AbfallgefaRe

Zugelassene Abfallgefalle sind:

1. fur Hausmdall und hausmullahnliche gewerbliche Siedlungsabfalle (§ 6 Abs. 1 a
und Abs. 3 a):

- Abfallbehalter mit ca. 80| Fullraum und max. 35 kg zulassiges Gesamtgewicht
- Abfallbehalter mit ca. 1401 Fullraum und max. 60 kg zulassiges Gesamtgewicht
- Abfallbehalter mitca. 2401 Fuallraum und max. 100 kg zulassiges Gesamtgewicht
- Abfallbehalter mitca. 7701 Fudllraum und max. 350 kg zulassiges Gesamtgewicht
- Abfallbehalter mit ca. 1.100 | Fuallraum und max. 500 kg zulassiges Gesamtgewicht
- Abfallsacke mit ca. 501 Volumen und max. 20 kg zuldssiges Gesamtgewicht

2. fur Bioabfalle:

- Abfallbehalter mit ca. 801 Fillraum und max. 35kg zuldssiges Gesamtgewicht
- Abfallbehalter mit ca. 1401 Fullraum und max. 60 kg zulassiges Gesamtgewicht
- Abfallbehalter mit ca. 2401 Fillraum und max. 100 kg zulassiges Gesamtgewicht
- Abfallsacke mit ca. 601 Volumen und max. 10 kg zuldssiges Gesamtgewicht
- mit dem Aufdruck

.Biomull-trocken”

3. fur Papierabfalle:

- Abfallbehalter mit ca. 2401 Fillraum und max. 100 kg zuladssiges Gesamtgewicht
- Abfallbehalter mit ca. 1.100 | Fuallraum und max. 500 kg zulassiges Gesamtgewicht

Abfallsacke nach Nr. 1 und Nr. 2 durfen in der Regel nur zusatzlich zu Abfallbehal-
tern nach Nr. 1 und Nr. 2 genutzt werden, wenn vorubergehend so viele Abfalle an
fallen, dass sie in den vorgehaltenen Abfallbehaltern nach Nr. 1 und Nr. 2 nicht be-
reitgestellt werden konnen. Auf einen Antrag in Textform nach § 126b BGB oder
elektronisch Uber das Kundenportal kann die ausschlieRliche Nutzung von Abfall-
sacken nach Nr. 1 und Nr. 2 zugelassen werden, wenn auf dem Grundstlck keine
Moglichkeit vorhanden ist, Abfallbehalter nach Nr. 1 und Nr. 2 abzustellen oder wenn
die Voraussetzungen fur das Abstellen entsprechender Abfallbehalter nur mit unver-
haltnismalig hohem Aufwand geschaffen werden kdnnen.

Die erforderlichen Abfallbehalter werden von der Stadt zur Verfligung gestellt. Sie
bleiben Eigentum der Stadt. Sie sind von den Benutzern sorgfaltig zu behandeln und
erforderlichenfalls zu reinigen. Die Abfallbehalter mussen in technisch einwandfreiem
Zustand sein und den hygienischen Anforderungen entsprechen.
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3)

Die Abfallbehalter nach Absatz Nr. 1 bis 3 werden von der Stadt mit einem Identifika-
tionschip ausgerustet. Er darf nicht entfernt oder beschadigt werden. Abfallbehalter
ohne oder mit ungultigem Identifikationschip werden nicht geleert.

Die Gefahr fur Beschadigung oder Verlust des Identifikationschips oder des Behal-
ters tragen die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2. Fur schuldhaften Verlust oder
die schuldhafte Beschadigung der Abfallbehalter ist Ersatz zu leisten.

Werden die Abfallbehalter nicht mehr zur Bereitstellung von Abfallen zur Uberlas-
sung genutzt, missen sie von den Berechtigten und Verpflichteten abgemeldet und
zur Abholung bereitgestellt werden. Das Entfernen eines Abfallbehalters von dem
Grundstick, fur das er angemeldet ist, ist nur zulassig, nachdem die Stadt zuge-
stimmt hat. Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haften fur Schaden durch un-
sachgemale Behandlung oder flir den selbstverschuldeten Verlust von Abfallbehal-
tern.

Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 bestimmen Zahl und Gro-
Re der Abfallbehalter bei der Anforderung in Textform nach § 126b BGB oder elekt-
ronisch Uber das Kundenportal gem. § 8 Abs. 2. Zahl und GrofRe der Abfallbehalter
kénnen einmal jahrlich auf Antrag in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch
Uber das Kundenportal gebiihrenfrei geandert werden. Fiir weitere Anderungen der
Behalterausstattung wird eine Geblhr nach § 19 Abs. 8 erhoben.

Abfallsacke nach Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sowie nach § 9 Abs. 3 Satz 3 werden nur bei
den von der Stadt bekannt gegebenen Vertriebsstellen ausgegeben.

FUr Grundstucke mit privaten Haushaltungen mussen ausreichend Abfallbehalter,
mindestens ein Abfallbehalter nach Abs. 1 Nr. 1 und im Rahmen der Uberlassungs-
pflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG mindestens — aul3er in den Fallen des § 3

Abs. 3 Nr. 2 — ein Bioabfallbehalter nach Abs. 1 Nr. 2 und ein Altpapierbehalter nach
Abs. 1 Nr. 3 vorhanden sein. Bei einem Missverhaltnis zwischen dem auf dem
Grundstuck vorhandenen Behaltervolumen und der Menge der uUblicherweise auf
dem Grundstlck anfallenden Abfalle, die gemals § 17 Abs. 1 und 2 KrWG und nach
Maligabe dieser Satzung in den Behaltern zu Uberlassen sind, bestimmt die Stadt
das vorzuhaltende Behaltervolumen. Ein Missverhaltnis ist insbesondere dann anzu-
nehmen, wenn mit Behaltern nach Abs. 1 Nr. 1 nicht mindestens ein Behalterfullraum
von 5 | je Bewohner und Woche, mit Behaltern nach Abs. 1 Nr. 2 nicht mindestens
ein Behalterfullraum von 10 | je Bewohner und Woche und mit Behaltern nach Abs. 1
Nr. 3 nicht mindestens ein Behalterfullraum von 15 | je Bewohner und Woche vor-
handen ist.

FUr Grundstucke, auf denen ausschlieRlich gewerbliche Siedlungsabfalle anfallen,
sind gemal § 7 Abs. 2 GewAbfV in angemessenem Umfang Abfallbehalter nach
Abs. 1 Nr. 1, mindestens ein Abfallbehalter nach Abs. 1 Nr. 1 vorzuhalten und zu
nutzen. Behalter nach Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 1 Nr. 3 kdbnnen zusammen mit einem
Behalter nach Abs. 1 Nr. 1 vorgehalten und genutzt werden. Bei einem Missverhalt-
nis zwischen dem auf dem Grundstuck vorhandenen Behaltervolumen und der Men-
ge der Ublicherweise auf dem Grundstlick anfallenden Abfalle, die gemal § 17
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(10)

(11)

(12)

Abs. 1 und 2 KrWG und nach MaRgabe dieser Satzung in den Behaltern zu Uberlas-
sen sind, bestimmt die Stadt das vorzuhaltende Behaltervolumen.

Fir Grundstucke, auf denen sowohl Hausmdill als auch gewerbliche Siedlungsabfalle
anfallen (gemischt genutzte Grundstlcke), ist zusatzlich zu den in Abs. 8 vorge-
schriebenen Abfallbehaltern ein Abfallbehalter nach Abs. 1 Nr. 1 fir hausmallahnli-
che gewerbliche Siedlungsabfalle vorzuhalten und zu nutzen. Sofern die auf einem
gemischt genutzten Grundstiick anfallenden hausmullahnlichen gewerblichen Sied-
lungsabfalle, die nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu uberlassen sind, nach ihrer Menge
regelmalig in den nach Abs. 8 vorhandenen Behaltern nach Abs. 1 Nr. 1 bereitge-
stellt werden kdnnen, befreit die Stadt in stets widerruflicher Weise auf Antrag des
Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch
Uber das Kundenportal von der Verpflichtung zur Vorhaltung eines zusatzlichen Ab-
fallbehalters nach Abs. 1 Nr. 1. Die Befreiung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb
eines Monats nach Eingang des schriftlichen Antrags versagt wird.

Die Ausstattung mit Abfallbehaltern erfolgt grundsticksbezogen. Von der Verpflich-
tung nach Abs. 8 Satz 1 und Abs. 9 Satz 1 kann auf Antrag der Verpflichteten nach

§ 3 Abs. 1 in stets widerruflicher Weise befreit werden, wenn fir die Uberlassung der
auf dem Grundstlck anfallenden Abfalle, die nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu Uber-
lassen sind, die auf einem anderen Grundstick im Entsorgungsgebiet der Stadt
Reutlingen vorhandenen Abfallbehalter fir Hausmdull oder flr gewerbliche Siedlungs-
abfalle mitbenutzt werden (Behaltergemeinschaft). Die Befreiung nach Satz 2 kann in
der Regel nur erteilt werden, wenn

a) das Grundstlck, auf dem sich die mitbenutzten Abfallbehalter befinden, in einer
Entfernung liegt, die Ublicherweise zu Ful® zurickgelegt wird,

b) das vorhandene Behaltervolumen auch im Falle der Behaltergemeinschaft aus-
reichend ist und

c) der Verpflichtete nach § 3 Abs. 1, auf dessen Grundstulck sich die mitbenutzten
Behalter befinden, sowie die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 des Grund-
stlicks, fur das die Befreiung beantragt wird, dem Antrag schriftlich zustimmen.

Die Befreiung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang des
Antrags in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch Uber das Kundenportal ver-
sagt wird.

Bei Grundstucken, auf denen mehr als 50 Personen gemeldet sind, kann die Stadt

die Benutzung von Abfallbehaltern nach Abs. 1 Nr. 1 mit 770 | oder 1.100 | Fullraum
und den Entleerungsrhythmus (§ 11 Abs. 1 e) vorschreiben.
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(1)

§11
Abfuhr von Abfallen

Die Stadt gibt die Einsammlungstermine sowie die Annahmezeiten und die Standorte
der Sammelstellen/Sammelfahrzeuge und Sammelbehalter bekannt. Bei Sperrmdll
erfolgt die Abholung auf Abruf.

Die Abfuhr erfolgt bei:

a) Bioabfall in den Monaten April bis Oktober wochentlich und in den Monaten
November, Dezember sowie Januar bis Marz des Folgejahres 14-taglich.

b) Sperrmull aus privaten Haushaltungen einmal jahrlich auf Abruf fur eine Menge
von bis zu 5 m? je Haushaltung, ohne dass die Gebuhr nach § 19 Abs. 5 erhoben
wird. Bei der Anmeldung der Sperrmullabfuhr sind Art und Menge des Sperrmuills
anzugeben. Der Abfuhrzeitpunkt wird von der Stadt festgesetzt und der Haushal-
tung mitgeteilt. Werden mehr als 5 m® Sperrmull zur Abholung bereitgestellt oder
mehr als eine Sperrmillabfuhr pro Jahr angemeldet, sind hierflir Benutzungsge-
bdhren gem. § 19 Abs. 5 zu entrichten.

c) Gartenabfallen zweimal jahrlich.

d) Papierabfallen:
- 240-I-Abfallbehalter: vierwochentlich,
- 1.100-I-Abfallbehalter: vierwochentlich, zweiwochentlich oder wochentlich

e) Hausmdull und hausmullahnlichen gewerblichen Siedlungsabfallen:
- 80-I-Abfallbehalter: zwei- oder vierwochentlich,
- 140-I- und 240-I-Abfallbehalter: zwei- oder vierwodchentlich,
- 770-I- und 1.100-I-Abfallbehalter: wochentlich ein- oder zweimal,
zweiwdchentlich.

f) Der Entleerungsrhythmus fur 1.100-I-Abfallbehalter fur Papier und fur Hausmull
und hausmadullahnliche gewerbliche Siedlungsabfalle wird von den Verpflichteten
nach § 3 Abs. 1 und 2 bei der Anforderung der Behalter nach § 8 Abs. 2 festge-
legt; er kann einmal jahrlich gebUhrenfrei durch einen Antrag in Textform nach
§ 126b BGB oder elektronisch Uber das Kundenportal geandert werden. Bei
weiteren Anderungen ist fiir jede Anderung eine Gebiihr nach § 19 Abs. 8 zu
entrichten.

Abfallbehalter mit 80 I, 140 | und 240 | Fullraum sind von den Verpflichteten nach § 3
Abs. 1 und 2 frihestens am Tag vor der Leerung ab 18:00 Uhr und spatestens am
Abfuhrtag bis 06:00 Uhr mit geschlossenem Deckel am Rande des Gehwegs, soweit
ein solcher nicht vorhanden ist, am dufersten Strallenrand so bereitzustellen, dass
Fahrzeuge und Fuliganger nicht behindert oder gefahrdet werden kénnen und die
Entleerung ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust méglich ist. Dies gilt entsprechend
fur Abfallsacke. Die Stadt kann im Einzelfall geeignete Standplatze bestimmen. Nach
der Entleerung sind die Abfallbehalter unverziglich zu entfernen.
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Die Abfalle nach Absatz 1b (Sperrmull) und c (Gartenabfalle) sind frihestens am Tag
vor der Abholung ab 18:00 Uhr und spatestens am Abfuhrtag bis 06:00 so bereitzu-
stellen, dass sie ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust vom Strallenrand aus aufgela-
den werden konnen.

Sind Stralzen, Wege oder Teile davon mit dem Sammelfahrzeug nicht befahrbar, so
haben die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 die Abfallgefalie
und die Abfalle nach Absatz 1 b und c an einer durch die Sammelfahrzeuge jederzeit
erreichbaren Stelle bereitzustellen. Entsprechendes gilt fur Grundsticke, die vom
Sammelfahrzeug nur mit unvertretbarem Aufwand oder Risiko angefahren werden
konnen. Die Stadt kann in diesen Fallen den geeigneten Standort bestimmen.

Abfallbehalter mit 770 | und 1.100 I FUllraum sind so aufzustellen, dass sie ohne
Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert werden kénnen. Die Standplatze missen
ausreichend groR sein, einen festen Untergrund und einen verkehrssicheren Zugang
haben, auf dem die Abfallbehalter leicht bewegt werden kdénnen. Die Stadt kann im
Einzelfall geeignete Standplatze bestimmen.

Die von der Stadt einzusammelnden Abfalle gehen mit dem Verladen auf das Sam-
melfahrzeug oder mit der Uberlassung an einer Sammelstelle/Sammelbehalter in das
Eigentum der Stadt Uber, soweit zwischen der Stadt und von ihr beauftragten Dritten
nichts anderes geregelt ist. In den Abfallen vorgefundene Wertgegenstande werden
als Fundsachen behandelt. Die Stadt ist nicht verpflichtet, nach verlorenen Gegen-
standen zu suchen.

Zur Abfuhr bereitgestellte oder der Stadt Gberlassene Abfalle dirfen von Unbefugten
nicht durchsucht und nicht entfernt werden.

Abfallbehalter, die entgegen den Bestimmungen dieser Satzung beflllt sind (fehl-
beflllte Abfallbehalter) werden nicht geleert. Die Berechtigten und Verpflichteten
konnen die Behalter nach ordnungsgemaler Befullung durch Sortierung zur nachs-
ten regelmaligen Abfuhr bereitstellen oder eine Sonderabfuhr der fehlbeflllten Ab-
fallbehalter nach Absatz 7 beantragen.

Auf Antrag des Berechtigten oder Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 werden Bio-
abfall, Papierabfalle, Hausmull und hausmullahnliche gewerbliche Siedlungsabfalle
sowie Abfalle in fehlbefullten Abfallbehaltern zusatzlich zum festgelegten Entlee-
rungsrhythmus im Rahmen einer regelmafigen Abfuhr oder einer Sonderabfuhr ge-
leert. Die Zusatzabfuhr erfolgt erst, nachdem die Gebuhr nach § 19 Abs. 6 entrichtet
ist.
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(2)

(1)

§12
Erddeponien

Die Stadt betreibt die zur Entsorgung des in ihnrem Gebiet anfallenden Bodenaushubs
und Bauschutts (§ 6 Abs. 10) erforderlichen Anlagen (Erddeponien). Das Nahere,
insbesondere Einzugsbereiche, Abfallarten, Anlieferungszeiten sowie Art und Weise
des Anfahrens der Abfalle, wird in Benutzungsordnungen fur die Erddeponien gere-
gelt, die offentlich bekannt gemacht werden.

Bodenaushub und Bauschutt (§ 6 Abs. 10) sind von den Benutzern im Rahmen der
Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG unter Beachtung der Benutzungs-
ordnung bei den Erddeponien selbst anzuliefern. Mit dem rechtmaRigen Abladen auf
den Erddeponien gehen sie in das Eigentum der Stadt Uber; vorgefundene Wertge-
genstande werden als Fundsachen behandelt. Die Stadt ist nicht verpflichtet, nach
verlorenen Gegenstanden zu suchen.

Soweit im Stadtgebiet Anlagen zur Verwertung von Stral3enaufbruch zur Verfugung
stehen (z. B. Einrichtungen Privater, die sich gegenuber der Stadt zur Ruckfihrung
der angelieferten Stoffe in den Wirtschaftskreislauf verpflichtet haben), sind diese Ab-
falle im Rahmen der Uberlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu den von
der Stadt dafur jeweils bestimmten Anlagen zu bringen. Die Stadt unterrichtet die
Anlieferer durch Bekanntgabe Uber die Anlagen im Sinne von Satz 1.

§13
Hackselplatze

Die Stadt betreibt die zur Verwertung der in ihrem Gebiet anfallenden Gartenabfalle
(§ 6 Abs. 5) erforderlichen Anlagen (Hackselplatze).

Auf den Hackselplatzen werden Gartenabfalle zur Behandlung und Verwertung an-
genommen. Mit dem rechtmalligen Abladen auf den Hackselplatzen gehen sie in das
Eigentum der Stadt Uber; vorgefundene Wertgegenstande werden als Fundsachen
behandelt. Die Stadt ist nicht verpflichtet, nach verlorenen Gegenstanden zu suchen.
Die Anlieferungsbedingungen werden von der Stadt bekannt gegeben.

§14
Betriebsstorungen

Bei Einschrankungen, Unterbrechungen, Verspatungen oder Ausfallen der Abfuhr oder der
Entsorgungsmdglichkeiten auf den Erddeponien und den Hackselplatzen, insbesondere
infolge von Storungen im Betrieb, gesetzlicher Feiertage oder wegen Umstanden, auf die
die Stadt keinen Einfluss hat, besteht kein Anspruch auf Einsammeln und Beférdern, Ent-
sorgung und Verwertung, Schadensersatz oder Gebuhrenermaligung.
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§15
Haftung

Die Benutzer der Abfallabfuhr, der Erddeponien und der Hackselplatze haften flr Scha-
den, die durch eine unsachgemale oder den Bestimmungen dieser Satzung widerspre-
chende Benutzung entstehen. Die Benutzer haben die Stadt von Ersatzansprtichen Dritter
freizustellen, die wegen solcher Schaden geltend gemacht werden.

§ 16
Auskunfts- und Nachweispflicht, Duldungspflichten

(1) Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 sowie Selbstanlieferer und
deren Beauftragte sind zur Auskunft Gber Art, Beschaffenheit und Menge des Abfalls
sowie uber den Ort des Anfalls verpflichtet. Sie haben Uber alle Fragen Auskunft zu
erteilen, welche das Benutzungsverhaltnis und die Gebuhrenerhebung betreffen. Der
zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen ver-
weigern, deren Beantwortung ihm selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehdrigen der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz tUber Ordnungswidrigkeiten ausset-
zen warde.

(2) In Zweifelsfallen hat der Berechtigte oder Verpflichtete nach § 3 Abs. 1 und 2 nach-
zuweisen, dass es sich nicht um von der Entsorgungspflicht ausgenommene Stoffe
handelt. Solange der erforderliche Nachweis nicht erbracht ist, kann der Abfall zu-
rickgewiesen werden.

(3) Die Eigentumer und Besitzer von Grundsticken, auf denen uberlassungspflichtige
Abfalle anfallen, sind gemal} § 19 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von zur Erfas-
sung notwendigen Behaltnissen sowie das Betreten des Grundstiicks zum Zweck
des Einsammelns und zur Uberwachung der Getrennthaltung und Verwertung von
Abfallen zu dulden. Dies gilt entsprechend flr Ricknahme- und Sammelsysteme, die
zur Durchfuhrung von Rucknahmepflichten aufgrund einer Rechtsverordnung nach
§ 25 KrWG erforderlich sind.

lll. Benutzungsgebiihren

§17
Grundsatz

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwands Benutzungsgebuihren. Die Geblhren
schlie®en auch Entgelte ein, welche die Stadt an den Landkreis Reutlingen und an
andere Inhaber von Abfallentsorgungsanlagen zu entrichten hat.

(2) Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Gebuhren zugrunde

liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch die Umsatzsteuer (Mehrwert-
steuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Hoéhe hinzu.
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§18
Gebiihrenschuldner

Gebuhrenschuldner fur die Gebuhren nach § 19 Abs. 1 bis 6 sind die Berechtigten
und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2. Die Gebuhr begrindet nicht nur eine per-
sonliche Haftung, sondern liegt wegen ihrer Grundsticksbezogenheit zugleich als
offentliche Last auf dem Grundstuck.

Gebuhrenschuldner fur die Gebuhren nach § 19 Abs. 7 ist derjenige, an den der
Sack ausgegeben wird.

Gebiihrenschuldner fiir Gebiihren nach § 19 Abs. 8 ist derjenige, der die Anderung
beantragt. Gebuhrenschuldner fur die Gebuhren nach § 19 Abs. 9 ist derjenige, der
die Zusatzabfuhr beantragt.

Gebuhrenschuldner fur Geblhren nach § 20 und § 21 sind die GrundstlckseigentU-
mer, Abfallerzeuger und Anlieferer. Der Anlieferer ist insbesondere dann als Gebuh-
renschuldner heranzuziehen, wenn er Abfalle verschiedener Grundstlckseigentiimer
oder Abfallerzeuger zusammengefuhrt hat. Anlieferer ist der Halter des Fahrzeugs, in
dem der Abfall angeliefert wird.

Mehrere Gebuhrenschuldner haften als Gesamtschuldner.

Die Stadt schatzt die Bemessungsgrundlagen flur die Gebuhr, soweit sie diese nicht
ermitteln oder berechnen kann. Dabei werden alle Umstande berlcksichtigt, die fur
die Schatzung von Bedeutung sind.

§19
Benutzungsgebiihren

Die Benutzungsgebuhren fur die Entsorgung von Hausmdll (§ 6 Abs. 1 a) einschliel3-
lich Sperrmull (§ 6 Abs. 2) bei einmal jahrlicher Abfuhr bis 5 m?, Gartenabfallen

(§ 6 Abs. 5), Problemabfallen (§ 6 Abs. 6) und Papierabfallen (§ 6 Abs. 14) werden
nach der Zahl und dem Fullraum der auf dem Grundstuck nach § 10 bereitgestellten
Abfallbehalter fir Hausmull und deren Entleerungsrhythmus (§ 11 Abs. 1 d und e)
bemessen.

Die Gebuhren betragen jahrlich je

1. Abfallbehalter mit 80 | Fullraum
a) bei zweiwochentlicher Leerung 209,06 EUR
b) bei vierwochentlicher Leerung 111,36 EUR

2. Abfallbehalter mit 140 | Fillraum

a) bei zweiwochentlicher Leerung 332,55 EUR
b) bei vierwochentlicher Leerung 178,22 EUR
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(2)

(3)

3. Abfallbehalter mit 240 | Fillraum

a) bei zweiwochentlicher Leerung 493,96 EUR

b) bei vierwdchentlicher Leerung 267,46 EUR
4. Abfallbehalter mit 770 | Fullraum

a) bei wochentlicher Leerung einmal je Woche 2.660,75 EUR

b) bei wochentlicher Leerung zweimal je Woche 5.190,11 EUR

c) bei zweiwochentlicher Leerung 1.396,08 EUR
5. Abfallbehalter mit 1.100 | Fullraum

a) bei wochentlicher Leerung einmal je Woche 3.763,02 EUR

b) bei wochentlicher Leerung zweimal je Woche 7.338,32 EUR

c) bei zweiwochentlicher Leerung 1.975,36 EUR

6. Wird fUr die Entsorgung von Papierabfallen bei Nutzung
eines 1.100-I-Abfallbehalters anstelle der vierwochentli-
chen Leerung die zweiwdchentliche oder wochentliche
Leerung gewahlt, betragen die Zusatzgebuhren:
a) bei wochentlicher Leerung 738,34 EUR
b) bei zweiwdchentlicher Leerung 403,08 EUR

Die Benutzungsgebuhren fir die Entsorgung von Bioabfallen aus privaten Haushal-
tungen (§ 6 Abs. 4) werden nach der Zahl und dem Fullraum der auf dem Grund-
stiick nach § 10 bereitgestellten Abfallbehalter flr Bioabfalle bemessen.

Die Gebuhren betragen jahrlich je

1. Abfallbehalter mit 80 | Fullraum 161,36 EUR
2. Abfallbehalter mit 140 | Fullraum 260,17 EUR
3. Abfallbehalter mit 240 | Fillraum 395,26 EUR

Die Benutzungsgebuhren fur die Entsorgung von hausmullahnlichen gewerblichen
Siedlungsabfallen (§ 6 Abs. 3 a) einschliel3lich Papierabfallen (§ 6 Abs. 14) werden
nach der Zahl und dem Fullraum der auf dem Grundsttick nach § 10 bereitgestellten
Abfallbehalter fur hausmullahnliche gewerbliche Siedlungsabfalle und deren Entlee-
rungsrhythmus (§ 11 Abs. 1 d und e) bemessen.

Die Gebuhren betragen jahrlich je
1. Abfallbehalter mit 80 | FUllraum
a) bei zweiwochentlicher Leerung 173,06 EUR
b) bei vierwdchentlicher Leerung 94,45 EUR
2. Abfallbehalter mit 140 | Fullraum

a) bei zweiwochentlicher Leerung 260,57 EUR
b) bei vierwdchentlicher Leerung 144,14 EUR
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3. Abfallbehalter mit 240 | Fillraum

a) bei zweiwochentlicher Leerung 383,87 EUR

b) bei vierwdchentlicher Leerung 215,70 EUR
4. Abfallbehalter mit 770 | Fullraum

a) bei wochentlicher Leerung einmal je Woche 1.969,66 EUR

b) bei wochentlicher Leerung zweimal je Woche 3.786,85 EUR

c) bei zweiwochentlicher Leerung 1.061,07 EUR
5. Abfallbehalter mit 1.100 | Fullraum

a) bei wochentlicher Leerung einmal je Woche 2.765,48 EUR

b) bei wochentlicher Leerung zweimal je Woche 5.313,14 EUR

c) bei zweiwochentlicher Leerung 1.491,65 EUR

6. Wird fUr die Entsorgung von Papierabfallen bei Nutzung
eines 1.100 I-Abfallbehalters anstelle der vierwdchent-
lichen Leerung die zweiwochentliche oder wochentliche
Leerung gewahlt, betragen die Zusatzgebuhren:
a) bei wochentlicher Leerung 738,34 EUR
b) bei zweiwdchentlicher Leerung 403,08 EUR

(4) Die Benutzungsgebuhren fir die Entsorgung von Bioabfallen aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushaltungen (§ 6 Abs. 4) werden nach der Zahl und
dem Fulllraum der auf dem Grundstlck nach § 10 bereitgestellten Abfallbehalter fir
Bioabfalle bemessen.

Die Gebuhren betragen jahrlich je

1. Abfallbehalter mit 80 | Fullraum 161,33 EUR
2. Abfallbehéalter mit 140 | Fillraum 260,17 EUR
3. Abfallbehalter mit 240 | Fillraum 395,26 EUR

(5) Die Benutzungsgebuhren fur die Entsorgung von Sperrmull (Mehrmengen sowie
zusatzliche Abfuhren) betragen

1. bei Mehrmengen Uber 5 m? bei einmal jahrlicher Abfuhr

je weiterer m? 25,00 EUR

2. bei zusatzlicher Abfuhr
a) Pauschalgebuhr je Anfahrt 39,00 EUR sowie
b) Mengengebuhr je m? 25,00 EUR

3. bei zusatzlicher Abfuhr mit Abholung des Sperrmuills
innerhalb von max. 10 Tagen nach Abruf
a) Pauschalgebuhr je Anfahrt 79,00 EUR sowie
b) Mengengebuhr je m? 25,00 EUR
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(6) Soweit die Entsorgung von Abfallen wegen der besonderen Lage des Grundsticks
oder aus betrieblichen Grinden einen das Ubliche Mal} Gbersteigenden Betriebsauf-
wand erfordert, ist zu den Benutzungsgebuhren nach Abs. 1 bis 5 ein Zuschlag zu
entrichten. Der Zuschlag betragt einschlieRlich des Verwaltungsaufwands fur eine
Ladegeratestunde 41,00 EUR und fur das Betriebspersonal 41,00 EUR je Arbeits-

stunde.

(7) Die Gebuhr fur Abfallsacke betragt

a) fur Abfallsacke nach § 10 Abs. 1 Nr. 1
b) fur Abfallsédcke nach § 10 Abs. 1 Nr. 2
c) fur Abfallsacke nach § 9 Abs. 2 Satz 3

6,50 EUR,
3,00 EUR und
3,00 EUR.

(8) Die Gebuhr fiir jede gebihrenpflichtige Anderung nach § 10 Abs. 6 und § 11
Abs. 1 f betragt 15,00 EUR.

(9) Die Gebuhren fur eine Zusatzabfuhr nach § 11 Abs. 7 betragen

a) wenn die Abfuhr im Rahmen einer Regelabfuhr erfolgt

Hausmull und Bioabfall Altpapier Fehlbefiillte
hausmillahnliche Behalter
Gewerbeabfalle
80 | 7,50 EUR 0,00 EUR - 0,00 EUR
140 | 11,80 EUR 0,00 EUR - 0,00 EUR
240 | 17,40 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR
770 | 48,60 EUR - - 0,00 EUR
1.100 | 68,70 EUR - 0,00 EUR 0,00 EUR
b) wenn fir die Abfuhr eine Sonderanfahrt erforderlich ist
Hausmull und Bioabfall Altpapier Fehlbefiillte
hausmiulldhnliche Behalter
Gewerbeabfalle
801 64,50 EUR 60,30 EUR - 64,50 EUR
140 | 68,80 EUR 62,20 EUR - 68,80 EUR
240 | 83,90 EUR 74,30 EUR 70,00 EUR 83,90 EUR
770 | 118,90 EUR - - 118,90 EUR
1.100 | 139,00 EUR - 83,10 EUR 139,00 EUR
§ 20

Benutzungsgebiihren fiir Hackselplatze

(1) Far die Anlieferung von Gartenabfallen (§ 6 Abs. 5) von privaten Haushaltungen auf
den Hackselplatzen ist eine Benutzungsgebuhr fur die Verarbeitung und Entsorgung/
Verwertung von 5,00 EUR je angefangenem m? zu entrichten.
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Bei der Anlieferung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen be-
tragt die Benutzungsgebuhr fur die Entsorgung von Gartenabfallen auf den Hacksel-
platzen je angefangenem m?* 15,00 EUR.

Soweit die Entsorgung angelieferter Abfalle einen das Ubliche Mal} GUbersteigenden
Betriebsaufwand erfordert, weil z. B. eine Zwischenlagerung oder Wiederbeladung
erforderlich ist, ist zu den Benutzungsgebihren nach Abs. 1 ein Zuschlag zu entrich-
ten. Der Zuschlag betragt einschlieRlich des Verwaltungsaufwands je Hackslerstunde
114,00 EUR, je Ladegeratstunde 41,00 EUR und fur das Betriebspersonal

41,00 EUR je Arbeitsstunde.

§21
Benutzungsgebuhren fur Erddeponien

Gebuhren fur die Entsorgung von Bodenaushub und Bauschutt (§ 6 Abs. 10) werden
nach dem Gewicht der angelieferten Abfalle bemessen. Ist ein Wiegen nicht moglich,
wird das Gewicht aufgrund des geschatzten Volumens der angelieferten Abfalle mit
dem Umrechnungsfaktor 1,8 t/m? je angefangenem Kubikmeter ermittelt.

Die Gebuhr betragt

a) fur Bodenaushub 14,70 EUR/t und
b) fir Bauschutt 121,80 EUR/t

Anlieferungen von Bodenaushub und Bauschutt bis zu einem geschatzten Gewicht
von ca. 500 kg werden nicht gewogen. Die Pauschalgebuhr fur Kleinanlieferungen

bis zu ca. 500 kg Bodenaushub betragt 7,70 EUR und fur Kleinanlieferungen bis zu
ca. 500 kg Bauschutt 40,00 EUR.

Soweit die Entsorgung angelieferter Abfalle einen das ubliche Mal} GUbersteigenden
Betriebsaufwand erfordert, weil z. B. eine Zwischenlagerung oder Wiederbeladung
erforderlich ist, ist zu den Benutzungsgebuhren nach Abs. 2 ein Zuschlag zu entrich-
ten. Der Zuschlag betragt einschlieBlich des Verwaltungsaufwands je Fahrzeugstun-
de 48,00 EUR, je Planierraupenstunde 65,00 EUR und fur das Betriebspersonal
45,00 EUR je Arbeitsstunde.

§ 22
Festsetzung, Entstehung und Falligkeit der Gebiihrenschuld
Das Benutzungsverhaltnis beginnt
a) mitdem Tag der Zurverfigungstellung eines Abfallbehalters nach § 10 Abs. 1,

insbesondere eines Abfallbehalters fur Hausmaull und hausmullahnliche Gewer-
beabfalle nach § 10 Abs. 1 Nr. 1, aufgrund einer Anforderung nach § 8 Abs. 2,
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b) im Falle einer Behaltergemeinschaft gem. § 10 Abs. 11 einen Monat nach Ein-
gang des Befreiungsantrags, wenn dieser nicht vor Ablauf dieser Frist abgelehnt
wird, jedoch nicht bevor der mitbenutzte Behalter nach a) zur Verfugung gestelit
wurde,

soweit sich nicht durch eine erstmalige Inanspruchnahme der 6ffentlichen Einrich-
tung Abfallentsorgung ein friherer Zeitpunkt ergibt.

Das Benutzungsverhaltnis endet

a) mit dem Tag, an dem der Berechtigte oder Verpflichtete nach § 3 Abs.1 oder 2
alle Behalter nach § 10 Abs. 5 zu dem von der Stadt mitgeteiltem Termin zur
Abholung bereitgestellt hat und

b) im Falle einer Behaltergemeinschaft, wenn der Verpflichtete, auf dessen Grund-
stiick sich die mitbenutzten Behalter befinden, die Beendigung der Behalterge-
meinschaft mitteilt.

Die Abholung abgemeldeter Behalter erfolgt spatestens zwei Wochen nach Eingang
der Abmeldung der Behalter bei der Stadt.

(2) Die Gebuhren werden durch Geblhrenbescheid festgesetzt.

(3) Beiden Benutzungsgebihren nach § 19 Abs. 1 bis 4 entsteht die Geblhrenschuld
jeweils am 1. Januar. Beginnt das Benutzungsverhaltnis im Laufe des Kalenderjah-
res, so entsteht die Gebuhrenschuld mit dem Beginn des Benutzungsverhaltnisses
nach Absatz 1. Endet das Benutzungsverhaltnis im Laufe des Kalenderjahres, so
endet die Gebuhrenpflicht mit dem Tag des Endes des Benutzungsverhaltnisses
nach Absatz 1.

(4) Treten im Laufe des Kalenderjahres Anderungen bei den Bemessungsgrundlagen
ein, erhdhen oder ermaRigen sich die Gebilihren ab dem Tag der Anderung.

(5) Beiden Benutzungsgebihren nach § 19 Abs. 5 und § 20 entsteht die Gebuhren-
schuld mit der Inanspruchnahme der 6ffentlichen Abfallentsorgung. Sie wird mit der
Bekanntgabe des Gebuhrenbescheids zur Zahlung fallig.

(6) Die Gebuhr nach § 19 Abs. 7 entsteht beim Kauf des Abfallsackes und ist sofort zur
Zahlung fallig.

(7) Beiden Gebuhren nach § 19 Abs. 8 entsteht die Gebuhrenschuld mit der Beendi-
gung der Amtshandlung. Sie wird mit der Bekanntgabe des Gebuhrenbescheids zur
Zahlung fallig.

(8) Beiden Benutzungsgebuhren nach § 21 entsteht die Gebuhrenschuld mit der Inan-
spruchnahme dieser Einrichtungen. Sie wird grundsatzlich bei Anlieferung mit der
Bekanntgabe des Gebuhrenbescheids zur Zahlung fallig. Die Gebuhren kdnnen auch
nachtraglich durch Gebuhrenbescheid erhoben werden. In diesen Fallen wird die
Gebuhrenschuld mit der Bekanntgabe des Gebuhrenbescheids zur Zahlung fallig; es
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V.

kann eine Sicherheitsleistung bis zur Hohe der voraussichtlichen Gebuhrenschuld
verlangt werden.

Die Stadt beauftragt die FairEnergie GmbH, Reutlingen, die Benutzungsgebuhren
gemal’ § 19 Abs. 1 bis 6 und 8 zu berechnen, die Gebuhrenbescheide auszufertigen
und zu versenden, die Gebuhren entgegenzunehmen und an die Stadt abzufthren,
Nachweise daruber fur die Stadt zu fihren sowie die erforderlichen Daten zu verar-
beiten und die verarbeiteten Daten der Stadt mitzuteilen.

Ordnungswidrigkeiten

§ 23
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 28 Abs. 1 LKreiWiG handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
1. aufgehoben

2. diein § 5und § 8 Abs. 4 ausgeschlossenen Abfalle der Abfallentsorgung tber-
|&sst;

3. entgegen § 8 Abs. 2 seiner Pflicht zur Anforderung von Behaltern oder entgegen
§ 8 Abs. 3 seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt;

4. entgegen § 8 Abs. 5, § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 bis 4 Abfallbehalter nicht in
vorschriftsmafligem Zustand halt, sie nicht vorschriftsmafig bereitstellt oder sie
nach Entleerung nicht unverziglich entfernt;

5. entgegen § 9 getrennt zu Uberlassende Abfalle anders als in der vorgeschriebe-
nen Weise bereitstellt oder anliefert, insbesondere in Abfallbehalter nach § 10
Abs. 1 Nr. 2 entgegen § 9 Abs. 1 andere Abfalle als Bioabfalle und in Abfallbe-
halter nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 entgegen § 9 Abs. 6 andere Abfalle als Papier
einbringt;

6. entgegen § 10 Abs. 1 andere als die zugelassenen Abfallgefalie benutzt;

7. entgegen § 10 Abs. 8 bis 10 Abfallbehalter nicht oder nicht in der vorgeschriebe-
nen Zahl oder GroRRe bereithalt;

8. entgegen § 10 Abs. 3 den ldentifikationschip von seinem Abfallbehalter entfernt;

9. entgegen § 11 Abs. 6 bereitgestellte Abfalle durchsucht oder entfernt;

10. entgegen § 12 Abs. 1 Bodenaushub und Bauschutt, die auRerhalb des jeweiligen
Einzugsbereichs angefallen sind, auf den Erddeponien anliefert oder ablagert,
entgegen § 12 Abs. 2 Bodenaushub und Bauschutt nicht getrennt anliefert oder

entgegen § 12 Abs. 3 Bauschutt oder StralRenaufbruch nicht zu den von der
Stadt dafur jeweils bestimmten Anlagen bringt;
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11. den Auskunftspflichten nach § 16 Abs. 1 nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollstandig
oder mit unrichtigen Angaben nachkommt oder den Beauftragten der Stadt ent-
gegen § 16 Abs. 3 den Zutritt verwehrt.

Die Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 kdnnen gemaf § 28 Abs. 2 LKreiWiG mit
einer GeldbulRe bis zu 100.000 EUR geahndet werden.

(2) Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsatzlich oder
leichtfertig den Auskunftspflichten nach § 16 Abs. 1 nicht nachkommt und es dadurch
ermoglicht, eine Abgabe zu verkirzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu
erlangen (Abgabengefahrdung).

Die Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 kann gemaf § 8 Abs. 3 KAG mit einer GeldbulRe
bis zu 100.000 EUR geahndet werden.

(3) Andere Straf- und Buldgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 StGB sowie
§ 69 KrWG, bleiben unberlhrt.

V. Inkrafttreten

§24
Inkrafttreten

Diese Anderungssatzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Zugleich tritt die Satzung tber die
Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen (Abfallwirtschaftssatzung) vom
23.10.2018 aulder Kraft.

Hinweis:

Eine Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung fur Baden-
Wirttemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen der Satzung kann
nur innerhalb eines Jahres nach dieser Bekanntmachung unter Bezeichnung des Sach-
verhalts, der die Verletzung begrinden soll, schriftlich gegenuber der Stadtverwaltung
Reutlingen geltend gemacht werden. Nach Ablauf dieser Frist gilt die Satzung als von An-
fang an gliltig zustande gekommen; dies gilt nicht, wenn die Vorschriften iber die Offent-
lichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt
worden sind (§ 4 Abs. 4 GemO).

Abweichend hiervon kann die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften auch
nach Ablauf der Jahresfrist von jedermann geltend gemacht werden, wenn der Oberbur-
germeister dem Satzungsbeschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widerspro-
chen hat oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehdrde den Satzungs-
beschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften innerhalb der Jahresfrist geltend gemacht hat.
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Ausgefertigt!

Reutlingen, den 17.12.2024
gez.

Thomas Keck
Oberblrgermeister

vom Anzeige an das Offentliche Bekanntmachung
Regierungsprasidium im Reutlinger Amtsblatt
am vom
Satzung 23.10.2018 13.11.2018 14.12.2018
1. Anderung 26.10.2023 07.06.2024 06.12.2024

2. Anderung 17.12.2024
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	i. S. v. § 20 Abs. 3 KrWG und § 9 Abs. 3 LKreiWiG.  
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	II. Anschluss und Benutzung 
	§ 3Anschluss- und Benutzungszwang, Überlassungspflicht 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Die Grundstkseigenter, denen Erbbauberechtigte, Wohnungseigenter, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstks dinglich Berechtigte gleichstehen, sind berechtigt und im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG verpflichtet, ihre Grundstke an die fentliche Einrichtung Abfallentsorgung anzuschließen, diese zu benutzen und die auf ihren Grundstken anfallenden Abfälle der fentlichen Abfallentsorgung zu erlassen. 
	-
	-


	(2) 
	(2) 
	Die Verpflichtung nach Absatz 1 trifft auch die sonst zur Nutzung des Grundstcks Berechtigten (z. B. Mieter, Pächter) oder die das Grundstk tatsächlich nutzenden Personen sowie die Abfallbesitzer. 

	(3) 
	(3) 
	(3) 
	Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten nicht 

	1. 
	1. 
	1. 
	f die Entsorgung pflanzlicher Abfälle, deren Beseitigung gemäß der Verordnung der Landesregierung er die Beseitigung pflanzlicher Abfälle außerhalb von Beseitigungsanlagen in der jeweils geltenden Fassung zugelassen ist. Dies schließt nicht aus, dass solche Abfälle dem Landkreis unter Beachtung des Vorrangs der Abfallvermeidung und Abfallverwertung erlassen werden, 
	-
	-


	2. 
	2. 
	f Bioabfälle aus privaten Haushaltungen, wenn die Verpflichteten diese selbst ordnungsgemäß und schadlos auf den von ihnen im Rahmen ihrer privaten  Lebensfrung genutzten Grundstken verwerten und dies gegener der Stadt in Textform gemäß § 126b BGB darlegen. Dabei muss f jede Person (Grundstksbewohner) eine Fläche von mindestens 25 m² f die Ausbringung des Produkts auf im Rahmen ihrer privaten Lebensfrung genutzten Grundstcken nachgewiesen werden.  
	-





	§ 4Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
	Die Stadt kann bei Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen auf Antrag des Abfallerzeugers oder Abfallbesitzers regeln, dass diese Abfälle im Rahmen der Überlassungspflicht gemäß § 17 Abs. 1 und 2 KrWG an den Entsorgungsanlagen der Stadt oder an von der Stadt genutzten Entsorgungsanlagen erlassen werden, soweit die besonderen Verhältnisse beim Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer einer Nutzung der fentlichen Abfallabfuhr entgegenstehen und nachgewiesen wird, dass die 
	-
	-
	-
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	§ 5Ausschlse 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Vom Einsammeln, Befdern und Entsorgen sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe, mit Ausnahme von Khen- und Speiseabfällen aus privaten Haushaltungen, ausgeschlossen. 

	(2) 
	(2) 
	(2) 
	Außerdem sind vom Einsammeln, Befrdern und Entsorgen folgende Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen ausgeschlossen: 

	1. Abfälle, die Gefahren oder erhebliche Belästigungen f das Betriebspersonal hervorrufen knen, insbesondere 
	a) 
	a) 
	a) 
	Abfälle aus Massentierhaltungen, Stalldung, Fäkalien, 

	b) 
	b) 
	Stoffe, von denen eine toxische oder anderweitig schädigende Wirkung zu erwarten ist, 

	c) 
	c) 
	leicht entzdliche, explosive oder radioaktive Stoffe im Sinne der Strahlenschutzverordnung, 
	-


	d) 
	d) 
	nicht gebundene Asbestfasern, 

	e) 
	e) 
	Abfälle, die in besonderem Maße gesundheitsgefährdend sind, und Gegenstände, die aufgrund von § 17 des Gesetzes zur Verhung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) behandelt werden msen, 
	-
	-


	f) 
	f) 
	gentechnisch veränderte Organismen sowie Abfall aus gentechnischen  Anlagen, sofern sie nicht gemäß § 13 Gentechnik-SicherheitsVO behandelt worden sind. 


	2. 
	2. 
	2. 
	Abfälle, bei denen durch die Entsorgung wegen ihres signifikanten Gehaltes  an toxischen, langlebigen oder bioakkumulativen organischen Substanzen eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu besorgen ist. 

	3. 
	3. 
	3. 
	Abfälle, die Gefahren f die Entsorgungs- und Behandlungsanlagen oder ihre Umgebung hervorrufen oder schädlich auf sie einwirken knen oder die in sonstiger Weise den Ablauf des Entsorgungsvorgangs nachhaltig sten oder mit dem vorhandenen Gerät in der Entsorgungsanlage nicht entsorgt werden knen, insbesondere 
	-


	a) 
	a) 
	a) 
	Flsigkeiten, Eis und Schnee, 

	b) 
	b) 
	schlammfmige Stoffe mit mehr als 65 % Wassergehalt, 

	c)
	c)
	c)
	 gestrichen 
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	d) 
	d) 
	cyanhaltige und arsenhaltige Stoffe sowie wasserlliche Schwermetallsalze, 

	e) 
	e) 
	sonstige lliche Salze, 

	f) 
	f) 
	Stoffe, die durch Luftbewegung leicht verweht werden knen, soweit sie in greren als haushaltslichen Mengen anfallen, es sei denn, sie werden in geeigneter Verpackung angeliefert, 

	g)
	g)
	 Stoffe mit mehr als 50 °C Temperatur, 

	h) 
	h) 
	Kraftfahrzeugwracks und Wrackteile. 

	i) 
	i) 
	gestrichen 



	4. 
	4. 
	Tierkper, Tierkperteile und Erzeugnisse tierischer Herkunft, die nicht vom Tierkperbeseitigungsgesetz erfasst werden, aber dennoch in Tierkperbeseitigungsanstalten beseitigt werden knen. 
	-


	5. 
	5. 
	Alte. 



	(3) 
	(3) 
	Abfälle sind von der Entsorgung ausgeschlossen, soweit diese der Rknahmepflicht aufgrund einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung oder aufgrund eines Gesetzes unterliegen und entsprechende Rknahmeeinrichtungen tatsächlich zur Verfung stehen. 

	(4) 
	(4) 
	Darer hinaus kann die Stadt mit Zustimmung des Regierungspräsidiums Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen entsorgt werden knen, im Einzelfall von der Entsorgung ganz oder teilweise ausschließen. 
	-


	(5) 
	(5) 
	§ 20 KrWG und § 9 Abs. 3 LKreiWiG bleiben unberrt. 

	(6) 
	(6) 
	(6) 
	Abfälle, 

	1. 
	1. 
	1. 
	die gemäß § 8 Abs. 4 vom Einsammeln und Befdern, aber nicht von der Entsorgung durch den fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger ausgeschlossen sind, hat der Besitzer zur Abfallentsorgungsanlage zu befdern oder befdern zu lassen. 
	-


	2. 
	2. 
	die vom Einsammeln, Befdern und von der Entsorgung durch den fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger ausgeschlossen sind, hat der Besitzer selbst zu entsorgen. 
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	§ 6Abfallarten 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Abfälle aus privaten Haushaltungen sind Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensfrung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehrigen Grundstks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallorten, wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. 
	-
	-


	(1a) Hausml sind Abfälle aus privaten Haushaltungen, die von der Stadt selbst oder von beauftragten Dritten in genormten, im Entsorgungsgebiet zugelassenen Abfallgefäßen regelmäßig eingesammelt und transportiert werden. 
	-


	(2) 
	(2) 
	Sperrml sind feste Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Sperrigkeit, auch nach zumutbarer Zerkleinerung, nicht in die im Entsorgungsgebiet zugelassenen 80-l-/140-l-/240-l-Abfallbehälter passen und getrennt vom Hausml eingesammelt und transportiert werden. 
	-
	-


	(3) 
	(3) 
	Gewerbliche Siedlungsabfälle sind 


	a) Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die aufgefrt sind in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere 
	aa) gewerbliche und industrielle Abfälle sowie 
	bb) Abfälle aus privaten und fentlichen Einrichtungen,  
	die Abfällen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit oder  Zusammensetzung ähnlich sind, sowie 
	b) weitere nicht in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung aufgefrte gewerbliche und industrielle Abfälle, die nach Art, Zusammensetzung, Schadstoffgehalt und Reaktionsverhalten Abfällen aus privaten Haushaltungen vergleichbar sind. 
	-

	(3a) Hausmlähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle sind Abfälle im Sinn von Absatz 3, soweit sie nach Art und Menge gemeinsam mit oder wie Hausml eingesammelt werden knen. 
	(4) 
	(4) 
	(4) 
	(4) 
	Bioabfälle sind zur Kompostierung geeignete pflanzliche Abfälle und nativ-organische Abfälle aus privaten Haushaltungen oder anderen Herkunftsbereichen. Dazu zählen insbesondere Khen- und Gartenabfälle wie Geme- und Salatreste, Obstreste, Fleisch-, Wurst- und Fischreste, verdorbene und verschimmelte Lebensmittel, Eierschalen, Kaffeesatz mit Filter, Schnitt- und Topfpflanzen, Rasenschnitt, Laub, Strauch- und Baumschnitt (zerkleinert), Kleintiermist ohne mineralischen Tierstreu.  
	-
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	(5) 
	(5) 
	Gartenabfälle sind erwiegend pflanzliche Abfälle (z. B. Laub, Rasenschnitt, Äste, kleinere Wurzelstke bis zu einem Durchmesser von 15 cm), die auf gärtnerisch genutzten Grundstken, in fentlichen Parkanlagen und auf Friedhen anfallen. 

	(6) 
	(6) 
	Problemabfälle sind licherweise in privaten Haushaltungen anfallende Kleinmengen von Abfällen, die bei der Entsorgung Nachteile f Personen, Umwelt oder Anlagen hervorrufen knen, insbesondere Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel, - und lemittelhaltige Stoffe, Farben und Lacke, Desinfektions- und Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Batterien, Akkumulatoren, Leuchtstoffrren, Säuren und Laugen. 
	-
	-
	-


	(7) 
	(7) 
	Schrott sind Gegenstände aus Eisen- und Nichteisenmetallen, die licherweise in Haushaltungen anfallen, soweit sie nicht unter Absatz 8 fallen. Zum Schrott zählen insbesondere Fahrräder, Heizkper, Kabelreste, Kochtfe, Felgen u. Ä.  

	(8) 
	(8) 
	Elektro- und Elektronikaltgeräte sind Altgeräte im Sinn von § 3 Nr. 3 des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG), aus privaten Haushaltungen sowie aus sonstigen Herkunftsbereichen, soweit die Beschaffenheit und Menge der dort anfallenden Altgeräte mit der Beschaffenheit von licherweise in privaten Haushaltungen anfallenden Altgeräten vergleichbar ist. 
	-
	-


	(9) 
	(9) 
	Klgeräte im Sinne dieser Satzung sind licherweise in Haushaltungen verwendete Geräte wie Klschränke, Gefriertruhen, Gefrierschränke sowie Kl- und Gefrierkombinationen. 
	-
	-


	(10) 
	(10) 
	Bodenaushub und Bauschutt sind inerte Abfälle mit den Abfallschlseln  Nr. 01 04 08, 01 04 09, 01 04 13, 17 01 01, 17 01 02, 17 01 03, 17 01 07, 17 05 04, 19 09 03 und 20 02 02 i. S. d. Anlage zur Verordnung er das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis–Verordnung – AVV), die alle Anforderungen f die Deponieklasse 0 nach der Verordnung er Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung – DepV) erflen und die entsprechenden Zuordnungskriterien des Anhangs 3 Nr. 2 DepV f die Deponieklasse 0 einhalten. 
	-
	-
	-


	(11) 
	(11) 
	Straßenaufbruch sind mineralische Abfälle ohne Teerbestandteile, die hydraulisch oder mit Bitumen gebunden oder ungebunden im Straßenbau verwendet waren. 

	(12)
	(12)
	 entfällt 

	(13)
	(13)
	 Baustellenabfälle sind nicht mineralische Stoffe aus Bautätigkeiten, auch mit geringfigen Fremdanteilen. 
	-


	(14) 
	(14) 
	Papierabfälle sind Abfälle aus Papier, Pappe und Kartonagen (einschließlich  Verpackungsabfällen aus Papier, Pappe und Kartonagen), insbesondere aus  Zeitungen, Zeitschriften, Bhern, Katalogen, Prospekten, Notizpapier, Kartonagen und Schachteln.  

	(15)
	(15)
	 Altkleider, Alttextilien und Altschuhe sind gebrauchte Bekleidungs- und Haustextilien.  
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	§ 7Formen des Einsammelns und Befderns 
	Die zu erlassenden Abfälle werden eingesammelt und befdert 
	1. durch die Stadt oder von ihr beauftragte Dritte, insbesondere private Unternehmen, 
	a) 
	a) 
	a) 
	im Rahmen des Holsystems oder 

	b) 
	b) 
	im Rahmen des Bringsystems oder 


	2. durch die Abfallerzeuger oder die Besitzer selbst oder ein von ihnen beauftragtes  Unternehmen (Selbstanlieferer). 
	§ 8Bereitstellung der Abfälle 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Abfälle, die die Stadt einzusammeln und zu befdern hat, sind nach Maßgabe dieser Satzung im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zur fentlichen Abfallabfuhr bereitzustellen, zu den Sammelstellen/Sammelfahrzeugen zu bringen und dort dem Personal zu ergeben oder in die daf vorgesehenen Sammelbehälter einzuwerfen. Abfälle und Behälter sind nach Maßgabe dieser Satzung so bereitzustellen, dass eine stungsfreie Sammlung und Entleerung mlich sind. 
	-
	-


	(2) 
	(2) 
	Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haben die f die Überlassung der Abfälle, die der Überlassungspflicht gemäß § 17 Abs. 1 und 2 KrWG unterliegen und zur fentlichen Abfuhr bereitgestellt werden, erforderlichen Behälter bei der Stadt in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch er das Kundenportal nach Maßgabe von § 10 anzufordern. Die Verpflichtung der Stadt zum Einsammeln und Befdern der Abfälle beginnt zwei Wochen nach Eingang der Anforderung. Im Einzelfall kann die Stadt auf Antrag der Verpflichtet
	-
	-


	(3) 
	(3) 
	Fallen auf einem Grundstk Abfälle, die gemäß § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu erlassen sind, nur unregelmäßig oder saisonbedingt an, so sind Beginn und Ende der Stadt spätestens zwei Wochen vorher in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch er das Kundenportal unter Angabe von Art und Menge anzuzeigen. 
	-
	-


	(4) 
	(4) 
	(4) 
	Vom Einsammeln und Befdern sind neben den in § 5 genannten Abfällen ausgeschlossen: 
	-


	1. Abfälle, die besondere Gefahren oder schädliche Einwirkungen auf die Abfallgefäße oder die Transporteinrichtungen hervorrufen oder die wegen ihrer Gre oder ihres Gewichts nicht auf die vorhandenen Fahrzeuge verladen werden knen, 
	-
	-
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	2. 
	2. 
	2. 
	Sperrml, der nach Art und Menge licherweise nicht in privaten Haushaltungen anfällt, sowie Altreifen und Abfälle aus Gebäuderenovierungen und Haushaltsauflungen, 
	-
	-


	3. 
	3. 
	Bodenaushub, Straßenaufbruch, Bauschutt und Baustellenabfälle, 

	4. 
	4. 
	Abfälle aus Krankenanstalten, die nicht hausmlähnlich sind, auch wenn die  Abfälle desinfiziert wurden, 

	5. 
	5. 
	Asche, Schlacke und Straßenkehrricht, soweit sie nicht licherweise in privaten Haushaltungen anfallen und 

	6. 
	6. 
	Rechengut und Gießereisande. 



	(5) 
	(5) 
	Die Abfallbehälter dfen nur so weit geflt werden, dass sich der Deckel melos schließen lässt. Das Einstampfen und Pressen von Abfällen ist nicht gestattet.  Asche, Schlacke und andere Stoffe dfen nicht in heißem Zustand in die Abfallbehälter eingebracht werden. Abfälle sind so einzubringen, dass sie nicht zum Festfrieren des Behälterinhalts fren knen. 
	-
	-
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	§ 9Getrenntes Einsammeln von Abfällen 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Bioabfälle sind im Rahmen der Überlassungspflicht gemäß § 17 Abs. 1 und 2 KrWG getrennt von anderen Abfällen in Bioabfallbehältern gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 2 bereitzustellen (Holsystem). Zur Bindung erschsiger Feuchtigkeit dfen Zeitungspapier oder Papierther in angemessenem Umfang in die Biotonne gegeben werden. Bioabfall darf nicht in Plastikten, Biokunststoffbeuteln oder -folien oder Beuteln, die aus biologisch abbaubaren Werkstoffen (BAW) mit oder ohne Anteilen aus Kunststoff bestehen oder diese enthalten, 
	-
	-
	-


	(2) 
	(2) 
	(2) 
	Gartenabfälle sind im Rahmen der Überlassungspflicht  

	 
	 
	 
	entweder in Bioabfallbehältern nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 bereitzustellen (Holsystem) oder 

	 
	 
	im Rahmen des Bringsystems zu den auf der Internetseite der Technischen  Betriebsdienste Reutlingen (TBR) bekannt gegebenen Häckselplätzen der Stadt  zu bringen, oder 

	 
	 
	zur Sonderabfuhr der Gartenabfälle gem. § 11 Abs. 1 Satz 3 c) bereitzustellen (Holsystem). 
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	Die Menge der Gartenabfälle, die zur Sonderabfuhr bereitgestellt werden, darf je bewohntem Grundstk und Abfuhr 3 m³ nicht erschreiten. Die Gartenabfälle sind gebdelt oder in Jutesäcken (80 l) mit dem Aufdruck „Grgut-trocken“, die von der Stadt an den bekannt gegebenen Vertriebsstellen ausgegeben werden, mit einem Gewicht von jeweils maximal 10 kg bereitzustellen. Es dfen nur Naturschne verwendet werden. Die Bdel dfen eine Länge von 1,5 m nicht erschreiten. Äste und Zweige dfen einen Durchmesser von maximal 
	-
	-

	(3) 
	(3) 
	(3) 
	Sperrml und Holz sind gesondert zur Sperrmlabfuhr bereitzustellen. Einzelstke dfen ein Gewicht von 50 kg und eine Breite/Länge von 1,0 m/2,0 m nicht erschreiten. 
	-


	(4) 
	(4) 
	Problemabfälle in haushaltslichen Mengen sind von den Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG während der von der Stadt bekannt gegebenen Annahmezeiten zu den speziellen Sammelfahrzeugen an den von der Stadt bekannt gegebenen Standorten zu bringen und dort dem Personal zu ergeben. 
	-
	-


	(5) 
	(5) 
	Batterien und Akkumulatoren sind nach dem Gesetz er das Inverkehrbringen, die Rknahme und die umweltverträgliche Entsorgung von Batterien und Akkumulatoren (Batteriegesetz – BattG) in der jeweils geltenden Fassung bei den Verkaufsstellen zurkzugeben. Das Rknahmesystem des Handels ist zu nutzen. Darer hinaus knen Trockenbatterien während der von der Stadt bekannt gegebenen Annahmezeiten und an den von der Stadt bekannt gegebenen Annahmeorten zu den speziellen Sammelfahrzeugen gebracht und dem Personal ergebe
	-
	-
	-
	-
	-


	(6) 
	(6) 
	Papierabfälle sind im Rahmen der Überlassungspflicht gemäß § 17 Abs. 1 und 2 KrWG getrennt von anderen Abfällen in Abfallbehältern nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 bereitzustellen (Holsystem). Soweit die Zerkleinerung von Großkartonagen, die bei privaten Endverbrauchern i. S. d. § 3 Abs. 11 des Gesetzes er das Inverkehrbringen, die Rknahme und die hochwertige Verwertung von Verpackungen (Verpackungsgesetz) angefallen sind, unzumutbar ist, knen diese gefaltet und gebdelt neben den Papierbehältern zur Abholung bereitge
	-
	-
	-


	(7) 
	(7) 
	Altkleider, Alttextilien und Altschuhe sind im Rahmen der Überlassungspflicht zu den durch die Stadt bekannt gegebenen Sammelstellen zu bringen und dort in die daf vorgesehenen Sammelbehälter einzuwerfen.  

	(8) 
	(8) 
	(8) 
	Elektro- und Elektronikaltgeräte mit einer Kantenlänge von bis zu 30 cm x 30 cm werden im Rahmen der mobilen Schadstoffsammlung erfasst und knen während der von der Stadt bekannt gegebenen Annahmezeiten zu den bekannt gegebenen Annahmeorten gebracht und dort dem Personal ergeben werden. Grere Geräte, einschließlich Klgeräte werden nach Anmeldung mit dem Sperrml eingesammelt. Außerdem ist eine Selbstanlieferung von Elektro- und Elektronikaltgeräten an den von der Stadt bekannt gegebenen Sammelstellen mlich. 
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	(9) 
	(9) 
	In den Abfallbehältern f Hausml und hausmlähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 dfen nur diejenigen Abfälle bereitgestellt werden, die nicht nach den Absätzen 1 bis 8 getrennt bereitzustellen oder zu den Sammelstellen und Sammelfahrzeugen oder Sammelbehältern zu bringen sind. 
	-
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	§ 10Abfallgefäße 
	(1) Zugelassene Abfallgefäße sind: 
	1. f Hausml und hausmlähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle (§ 6 Abs. 1 a und Abs. 3 a): 
	-
	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 80 l Flraum und max. 35 kg zulässiges Gesamtgewicht 

	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 140 l Flraum und max. 60 kg zulässiges Gesamtgewicht 

	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 240 l Flraum und max. 100 kg zulässiges Gesamtgewicht 

	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 770 l Flraum und max. 350 kg zulässiges Gesamtgewicht 

	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 1.100 l Flraum und max. 500 kg zulässiges Gesamtgewicht 


	-Abfallsäcke mit ca. 50 l Volumen und max. 20 kg zulässiges Gesamtgewicht 
	2. f Bioabfälle: 
	-
	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 80 l Flraum und max. 35 kg zulässiges Gesamtgewicht 

	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 140 l Flraum und max. 60 kg zulässiges Gesamtgewicht 

	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 240 l Flraum und max. 100 kg zulässiges Gesamtgewicht 


	-Abfallsäcke mit ca. 60 l Volumen und max. 10 kg zulässiges Gesamtgewicht 
	-mit dem Aufdruck „Bioml-trocken“ 
	3. f Papierabfälle: 
	-
	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 240 l Flraum und max. 100 kg zulässiges Gesamtgewicht 

	-
	-
	Abfallbehälter mit ca. 1.100 l Flraum und max. 500 kg zulässiges Gesamtgewicht 


	Abfallsäcke nach Nr. 1 und Nr. 2 dfen in der Regel nur zusätzlich zu Abfallbehältern nach Nr. 1 und Nr. 2 genutzt werden, wenn vorergehend so viele Abfälle anfallen, dass sie in den vorgehaltenen Abfallbehältern nach Nr. 1 und Nr. 2 nicht bereitgestellt werden knen. Auf einen Antrag in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch er das Kundenportal kann die ausschließliche Nutzung von Abfallsäcken nach Nr. 1 und Nr. 2 zugelassen werden, wenn auf dem Grundstk keine Mlichkeit vorhanden ist, Abfallbehälter nach
	-
	-
	-
	-
	-

	(2) 
	(2) 
	(2) 
	(2) 
	Die erforderlichen Abfallbehälter werden von der Stadt zur Verfung gestellt. Sie bleiben Eigentum der Stadt. Sie sind von den Benutzern sorgfältig zu behandeln und erforderlichenfalls zu reinigen. Die Abfallbehälter msen in technisch einwandfreiem Zustand sein und den hygienischen Anforderungen entsprechen. 
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	(3) 
	(3) 
	Die Abfallbehälter nach Absatz Nr. 1 bis 3 werden von der Stadt mit einem Identifikationschip ausgertet. Er darf nicht entfernt oder beschädigt werden. Abfallbehälter ohne oder mit ungtigem Identifikationschip werden nicht geleert. 
	-


	(4) 
	(4) 
	Die Gefahr f Beschädigung oder Verlust des Identifikationschips oder des Behälters tragen die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2. F schuldhaften Verlust oder die schuldhafte Beschädigung der Abfallbehälter ist Ersatz zu leisten. 
	-


	(5) 
	(5) 
	Werden die Abfallbehälter nicht mehr zur Bereitstellung von Abfällen zur Überlassung genutzt, msen sie von den Berechtigten und Verpflichteten abgemeldet und zur Abholung bereitgestellt werden. Das Entfernen eines Abfallbehälters von dem Grundstk, f das er angemeldet ist, ist nur zulässig, nachdem die Stadt zugestimmt hat. Die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 haften f Schäden durch unsachgemäße Behandlung oder f den selbstverschuldeten Verlust von Abfallbehältern. 
	-
	-
	-
	-


	(6) 
	(6) 
	Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 bestimmen Zahl und Grße der Abfallbehälter bei der Anforderung in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch er das Kundenportal gem. § 8 Abs. 2. Zahl und Gre der Abfallbehälter knen einmal jährlich auf Antrag in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch er das Kundenportal gebrenfrei geändert werden. F weitere Änderungen der Behälterausstattung wird eine Gebr nach § 19 Abs. 8 erhoben. 
	-
	-


	(7) 
	(7) 
	Abfallsäcke nach Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 sowie nach § 9 Abs. 3 Satz 3 werden nur bei den von der Stadt bekannt gegebenen Vertriebsstellen ausgegeben. 

	(8) 
	(8) 
	F Grundstke mit privaten Haushaltungen msen ausreichend Abfallbehälter, mindestens ein Abfallbehälter nach Abs. 1 Nr. 1 und im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG mindestens – außer in den Fällen des § 3 Abs. 3 Nr. 2 – ein Bioabfallbehälter nach Abs. 1 Nr. 2 und ein Altpapierbehälter nach Abs. 1 Nr. 3 vorhanden sein. Bei einem Missverhältnis zwischen dem auf dem Grundstk vorhandenen Behältervolumen und der Menge der licherweise auf dem Grundstk anfallenden Abfälle, die gemäß § 17 Abs.
	-
	-
	-


	(9) 
	(9) 
	F Grundstke, auf denen ausschließlich gewerbliche Siedlungsabfälle anfallen, sind gemäß § 7 Abs. 2 GewAbfV in angemessenem Umfang Abfallbehälter nach Abs. 1 Nr. 1, mindestens ein Abfallbehälter nach Abs. 1 Nr. 1 vorzuhalten und zu nutzen. Behälter nach Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 1 Nr. 3 knen zusammen mit einem Behälter nach Abs. 1 Nr. 1 vorgehalten und genutzt werden. Bei einem Missverhältnis zwischen dem auf dem Grundstck vorhandenen Behältervolumen und der Menge der licherweise auf dem Grundstk anfallenden Abf
	-
	-
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	Abs. 1 und 2 KrWG und nach Maßgabe dieser Satzung in den Behältern zu erlassen sind, bestimmt die Stadt das vorzuhaltende Behältervolumen.  
	-

	(10) 
	(10) 
	(10) 
	F Grundstke, auf denen sowohl Hausmll als auch gewerbliche Siedlungsabfälle anfallen (gemischt genutzte Grundstke), ist zusätzlich zu den in Abs. 8 vorgeschriebenen Abfallbehältern ein Abfallbehälter nach Abs. 1 Nr. 1 f hausmlähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle vorzuhalten und zu nutzen. Sofern die auf einem gemischt genutzten Grundstk anfallenden hausmlähnlichen gewerblichen Siedlungsabfälle, die nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu erlassen sind, nach ihrer Menge regelmäßig in den nach Abs. 8 vorhandenen Behä
	-
	-
	-
	-
	-


	(11) 
	(11) 
	(11) 
	Die Ausstattung mit Abfallbehältern erfolgt grundstksbezogen. Von der Verpflichtung nach Abs. 8 Satz 1 und Abs. 9 Satz 1 kann auf Antrag der Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 in stets widerruflicher Weise befreit werden, wenn f die Überlassung der auf dem Grundstk anfallenden Abfälle, die nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu erlassen sind, die auf einem anderen Grundstk im Entsorgungsgebiet der Stadt Reutlingen vorhandenen Abfallbehälter f Hausml oder f gewerbliche Siedlungsabfälle mitbenutzt werden (Behältergemeins
	-
	-
	-


	a) 
	a) 
	a) 
	das Grundstk, auf dem sich die mitbenutzten Abfallbehälter befinden, in einer Entfernung liegt, die licherweise zu Fuß zurkgelegt wird, 

	b) 
	b) 
	das vorhandene Behältervolumen auch im Falle der Behältergemeinschaft ausreichend ist und 
	-


	c) 
	c) 
	der Verpflichtete nach § 3 Abs. 1, auf dessen Grundstck sich die mitbenutzten Behälter befinden, sowie die Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 des Grundstks, f das die Befreiung beantragt wird, dem Antrag schriftlich zustimmen. 
	-





	Die Befreiung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch er das Kundenportal versagt wird. 
	-

	(12) Bei Grundstken, auf denen mehr als 50 Personen gemeldet sind, kann die Stadt die Benutzung von Abfallbehältern nach Abs. 1 Nr. 1 mit 770 l oder 1.100 l Flraum und den Entleerungsrhythmus (§ 11 Abs. 1 e) vorschreiben.  
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	§ 11Abfuhr von Abfällen 
	(1) Die Stadt gibt die Einsammlungstermine sowie die Annahmezeiten und die Standorte der Sammelstellen/Sammelfahrzeuge und Sammelbehälter bekannt. Bei Sperrml erfolgt die Abholung auf Abruf. 
	Die Abfuhr erfolgt bei: 
	a) 
	a) 
	a) 
	Bioabfall in den Monaten April bis Oktober wchentlich und in den Monaten  November, Dezember sowie Januar bis März des Folgejahres 14-täglich. 

	b) 
	b) 
	Sperrml aus privaten Haushaltungen einmal jährlich auf Abruf f eine Menge von bis zu 5 m³ je Haushaltung, ohne dass die Gebr nach § 19 Abs. 5 erhoben wird. Bei der Anmeldung der Sperrmlabfuhr sind Art und Menge des Sperrmls anzugeben. Der Abfuhrzeitpunkt wird von der Stadt festgesetzt und der Haushaltung mitgeteilt. Werden mehr als 5 m³ Sperrml zur Abholung bereitgestellt oder mehr als eine Sperrmlabfuhr pro Jahr angemeldet, sind hierf Benutzungsgebren gem. § 19 Abs. 5 zu entrichten. 
	-
	-


	c) 
	c) 
	Gartenabfällen zweimal jährlich. 

	d) 
	d) 
	d) 
	Papierabfällen: -240-l-Abfallbehälter: vierwhentlich, 

	-1.100-l-Abfallbehälter: vierwhentlich, zweiwhentlich oder whentlich 

	e) 
	e) 
	e) 
	Hausml und hausmlähnlichen gewerblichen Siedlungsabfällen: 

	-80-l-Abfallbehälter: zwei- oder vierwhentlich, 
	-140-l- und 240-l-Abfallbehälter: zwei- oder vierwhentlich, 
	-770-l- und 1.100-l-Abfallbehälter: wchentlich ein- oder zweimal,  zweiwhentlich. 

	f) 
	f) 
	Der Entleerungsrhythmus f 1.100-l-Abfallbehälter f Papier und f Hausml und hausmllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle wird von den Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 bei der Anforderung der Behälter nach § 8 Abs. 2 festgelegt; er kann einmal jährlich gebrenfrei durch einen Antrag in Textform nach § 126b BGB oder elektronisch er das Kundenportal geändert werden. Bei  weiteren Änderungen ist f jede Änderung eine Gebhr nach § 19 Abs. 8 zu  entrichten. 
	-



	(2) Abfallbehälter mit 80 l, 140 l und 240 l Fllraum sind von den Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 frestens am Tag vor der Leerung ab 18:00 Uhr und spätestens am Abfuhrtag bis 06:00 Uhr mit geschlossenem Deckel am Rande des Gehwegs, soweit ein solcher nicht vorhanden ist, am äußersten Straßenrand so bereitzustellen, dass Fahrzeuge und Fußgänger nicht behindert oder gefährdet werden knen und die Entleerung ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust mlich ist. Dies gilt entsprechend f Abfallsäcke. Die Stadt kan
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	Die Abfälle nach Absatz 1b (Sperrml) und c (Gartenabfälle) sind frestens am Tag vor der Abholung ab 18:00 Uhr und spätestens am Abfuhrtag bis 06:00 so bereitzustellen, dass sie ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust vom Straßenrand aus aufgeladen werden knen. 
	-
	-

	(3) 
	(3) 
	(3) 
	Sind Straßen, Wege oder Teile davon mit dem Sammelfahrzeug nicht befahrbar, so haben die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 die Abfallgefäße und die Abfälle nach Absatz 1 b und c an einer durch die Sammelfahrzeuge jederzeit erreichbaren Stelle bereitzustellen. Entsprechendes gilt f Grundstke, die vom Sammelfahrzeug nur mit unvertretbarem Aufwand oder Risiko angefahren werden knen. Die Stadt kann in diesen Fällen den geeigneten Standort bestimmen.  

	(4) 
	(4) 
	Abfallbehälter mit 770 l und 1.100 l Flraum sind so aufzustellen, dass sie ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert werden knen. Die Standplätze msen ausreichend groß sein, einen festen Untergrund und einen verkehrssicheren Zugang haben, auf dem die Abfallbehälter leicht bewegt werden knen. Die Stadt kann im Einzelfall geeignete Standplätze bestimmen. 

	(5) 
	(5) 
	Die von der Stadt einzusammelnden Abfälle gehen mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug oder mit der Überlassung an einer Sammelstelle/Sammelbehälter in das Eigentum der Stadt er, soweit zwischen der Stadt und von ihr beauftragten Dritten nichts anderes geregelt ist. In den Abfällen vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. Die Stadt ist nicht verpflichtet, nach verlorenen Gegenständen zu suchen. 
	-
	-


	(6) 
	(6) 
	(6) 
	Zur Abfuhr bereitgestellte oder der Stadt erlassene Abfälle dfen von Unbefugten nicht durchsucht und nicht entfernt werden. 

	(6a) Abfallbehälter, die entgegen den Bestimmungen dieser Satzung beflt sind (fehlbeflte Abfallbehälter) werden nicht geleert. Die Berechtigten und Verpflichteten knen die Behälter nach ordnungsgemäßer Beflung durch Sortierung zur nächsten regelmäßigen Abfuhr bereitstellen oder eine Sonderabfuhr der fehlbeflten Abfallbehälter nach Absatz 7 beantragen. 
	-
	-
	-


	(7) 
	(7) 
	Auf Antrag des Berechtigten oder Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 werden Bioabfall, Papierabfälle, Hausml und hausmlähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle sowie Abfälle in fehlbeflten Abfallbehältern zusätzlich zum festgelegten Entleerungsrhythmus im Rahmen einer regelmäßigen Abfuhr oder einer Sonderabfuhr geleert. Die Zusatzabfuhr erfolgt erst, nachdem die Gebr nach § 19 Abs. 6 entrichtet ist. 
	-
	-
	-
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	§ 12Erddeponien 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Die Stadt betreibt die zur Entsorgung des in ihrem Gebiet anfallenden Bodenaushubs und Bauschutts (§ 6 Abs. 10) erforderlichen Anlagen (Erddeponien). Das Nähere, insbesondere Einzugsbereiche, Abfallarten, Anlieferungszeiten sowie Art und Weise des Anfahrens der Abfälle, wird in Benutzungsordnungen f die Erddeponien geregelt, die fentlich bekannt gemacht werden. 
	-


	(2) 
	(2) 
	Bodenaushub und Bauschutt (§ 6 Abs. 10) sind von den Benutzern im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG unter Beachtung der Benutzungsordnung bei den Erddeponien selbst anzuliefern. Mit dem rechtmäßigen Abladen auf den Erddeponien gehen sie in das Eigentum der Stadt er; vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. Die Stadt ist nicht verpflichtet, nach verlorenen Gegenständen zu suchen. 
	-
	-


	(3) 
	(3) 
	Soweit im Stadtgebiet Anlagen zur Verwertung von Straßenaufbruch zur Verfung stehen (z. B. Einrichtungen Privater, die sich gegenber der Stadt zur Rkfrung der angelieferten Stoffe in den Wirtschaftskreislauf verpflichtet haben), sind diese Abfälle im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 KrWG zu den von der Stadt daf jeweils bestimmten Anlagen zu bringen. Die Stadt unterrichtet die  Anlieferer durch Bekanntgabe er die Anlagen im Sinne von Satz 1. 
	-



	§ 13Häckselplätze 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Die Stadt betreibt die zur Verwertung der in ihrem Gebiet anfallenden Gartenabfälle (§ 6 Abs. 5) erforderlichen Anlagen (Häckselplätze). 

	(2) 
	(2) 
	Auf den Häckselplätzen werden Gartenabfälle zur Behandlung und Verwertung angenommen. Mit dem rechtmäßigen Abladen auf den Häckselplätzen gehen sie in das Eigentum der Stadt er; vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. Die Stadt ist nicht verpflichtet, nach verlorenen Gegenständen zu suchen. Die Anlieferungsbedingungen werden von der Stadt bekannt gegeben. 
	-



	§ 14Betriebsstungen 
	Bei Einschränkungen, Unterbrechungen, Verspätungen oder Ausfällen der Abfuhr oder der Entsorgungsmlichkeiten auf den Erddeponien und den Häckselplätzen, insbesondere infolge von Stungen im Betrieb, gesetzlicher Feiertage oder wegen Umständen, auf die die Stadt keinen Einfluss hat, besteht kein Anspruch auf Einsammeln und Befdern, Entsorgung und Verwertung, Schadensersatz oder Gebrenermäßigung. 
	-
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	§ 15Haftung 
	Die Benutzer der Abfallabfuhr, der Erddeponien und der Häckselplätze haften f Schäden, die durch eine unsachgemäße oder den Bestimmungen dieser Satzung widersprechende Benutzung entstehen. Die Benutzer haben die Stadt von Ersatzansprhen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. 
	-
	-

	§ 16Auskunfts- und Nachweispflicht, Duldungspflichten 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2 sowie Selbstanlieferer und deren Beauftragte sind zur Auskunft er Art, Beschaffenheit und Menge des Abfalls sowie er den Ort des Anfalls verpflichtet. Sie haben er alle Fragen Auskunft zu erteilen, welche das Benutzungsverhältnis und die Gebrenerhebung betreffen. Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihm selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnun
	-
	-
	-


	(2) 
	(2) 
	In Zweifelsfällen hat der Berechtigte oder Verpflichtete nach § 3 Abs. 1 und 2 nachzuweisen, dass es sich nicht um von der Entsorgungspflicht ausgenommene Stoffe handelt. Solange der erforderliche Nachweis nicht erbracht ist, kann der Abfall zurkgewiesen werden. 
	-
	-


	(3) 
	(3) 
	Die Eigenter und Besitzer von Grundstken, auf denen erlassungspflichtige Abfälle anfallen, sind gemäß § 19 KrWG verpflichtet, das Aufstellen von zur Erfassung notwendigen Behältnissen sowie das Betreten des Grundstks zum Zweck des Einsammelns und zur Überwachung der Getrennthaltung und Verwertung von Abfällen zu dulden. Dies gilt entsprechend f Rknahme- und Sammelsysteme, die zur Durchfrung von Rknahmepflichten aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG erforderlich sind. 
	-



	III. Benutzungsgebren 
	§ 17Grundsatz 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwands Benutzungsgebren. Die Gebren schließen auch Entgelte ein, welche die Stadt an den Landkreis Reutlingen und an andere Inhaber von Abfallentsorgungsanlagen zu entrichten hat. 

	(2) 
	(2) 
	Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Gebren zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu diesen noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten He hinzu. 
	-
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	§ 18Gebrenschuldner 
	(1) 
	(1) 
	(1) 
	Gebrenschuldner f die Gebren nach § 19 Abs. 1 bis 6 sind die Berechtigten und Verpflichteten nach § 3 Abs. 1 und 2. Die Gebr begrdet nicht nur eine persliche Haftung, sondern liegt wegen ihrer Grundstksbezogenheit zugleich als  fentliche Last auf dem Grundstk. 
	-


	(2) 
	(2) 
	Gebrenschuldner f die Gebren nach § 19 Abs. 7 ist derjenige, an den der Sack ausgegeben wird. 

	(3) 
	(3) 
	Gebrenschuldner f Gebren nach § 19 Abs. 8 ist derjenige, der die Änderung beantragt. Gebrenschuldner f die Gebren nach § 19 Abs. 9 ist derjenige, der die Zusatzabfuhr beantragt.  

	(4) 
	(4) 
	Gebrenschuldner f Gebren nach § 20 und § 21 sind die Grundstkseigentmer, Abfallerzeuger und Anlieferer. Der Anlieferer ist insbesondere dann als Gebrenschuldner heranzuziehen, wenn er Abfälle verschiedener Grundstkseigenter oder Abfallerzeuger zusammengefrt hat. Anlieferer ist der Halter des Fahrzeugs, in dem der Abfall angeliefert wird.  
	-
	-


	(5) 
	(5) 
	Mehrere Gebrenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

	(6) 
	(6) 
	Die Stadt schätzt die Bemessungsgrundlagen f die Gebr, soweit sie diese nicht ermitteln oder berechnen kann. Dabei werden alle Umstände berksichtigt, die f die Schätzung von Bedeutung sind. 


	§ 19Benutzungsgebren 
	(1) Die Benutzungsgebren f die Entsorgung von Hausml (§ 6 Abs. 1 a) einschließlich Sperrml (§ 6 Abs. 2) bei einmal jährlicher Abfuhr bis 5 m³, Gartenabfällen  (§ 6 Abs. 5), Problemabfällen (§ 6 Abs. 6) und Papierabfällen (§ 6 Abs. 14) werden nach der Zahl und dem Flraum der auf dem Grundstk nach § 10 bereitgestellten Abfallbehälter f Hausml und deren Entleerungsrhythmus (§ 11 Abs. 1 d und e) bemessen. 
	-

	Die Gebren betragen jährlich je 
	1. Abfallbehälter mit 80 l Flraum
	 a) 
	 a) 
	 a) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 209,06 EUR 

	b) 
	b) 
	bei vierwhentlicher Leerung 111,36 EUR 


	2. Abfallbehälter mit 140 l Flraum
	 a) 
	 a) 
	 a) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 332,55 EUR 

	b) 
	b) 
	bei vierwhentlicher Leerung 178,22 EUR 
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	3. Abfallbehälter mit 240 l Flraum
	 a) 
	 a) 
	 a) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 493,96 EUR 

	b) 
	b) 
	bei vierwhentlicher Leerung 267,46 EUR 


	4. Abfallbehälter mit 770 l Flraum 
	a) 
	a) 
	a) 
	bei whentlicher Leerung einmal je Woche 2.660,75 EUR 

	b) 
	b) 
	bei whentlicher Leerung zweimal je Woche 5.190,11 EUR 

	c) 
	c) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 1.396,08 EUR 


	5. Abfallbehälter mit 1.100 l Flraum 
	a) 
	a) 
	a) 
	bei whentlicher Leerung einmal je Woche 3.763,02 EUR 

	b) 
	b) 
	bei whentlicher Leerung zweimal je Woche 7.338,32 EUR

	 c) 
	 c) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 1.975,36 EUR 


	6. Wird f die Entsorgung von Papierabfällen bei Nutzung eines 1.100-l-Abfallbehälters anstelle der vierwhentlichen Leerung die zweiwhentliche oder whentliche Leerung gewählt, betragen die Zusatzgebren: 
	-

	a) 
	a) 
	a) 
	bei whentlicher Leerung 738,34 EUR

	 b) 
	 b) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 403,08 EUR 


	(2) Die Benutzungsgebren f die Entsorgung von Bioabfällen aus privaten Haushaltungen (§ 6 Abs. 4) werden nach der Zahl und dem Flraum der auf dem Grundstk nach § 10 bereitgestellten Abfallbehälter f Bioabfälle bemessen. 
	-
	-

	Die Gebren betragen jährlich je 
	1. 
	1. 
	1. 
	Abfallbehälter mit 80 l Flraum 161,36 EUR 

	2. 
	2. 
	Abfallbehälter mit 140 l Flraum 260,17 EUR 

	3. 
	3. 
	Abfallbehälter mit 240 l Flraum 395,26 EUR 


	(3) Die Benutzungsgebren f die Entsorgung von hausmlähnlichen gewerblichen Siedlungsabfällen (§ 6 Abs. 3 a) einschließlich Papierabfällen (§ 6 Abs. 14) werden nach der Zahl und dem Flraum der auf dem Grundstk nach § 10 bereitgestellten Abfallbehälter f hausmlähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle und deren Entleerungsrhythmus (§ 11 Abs. 1 d und e) bemessen. 
	-

	Die Gebren betragen jährlich je 
	1. Abfallbehälter mit 80 l Flraum
	 a) 
	 a) 
	 a) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 173,06 EUR 

	b) 
	b) 
	bei vierwhentlicher Leerung 94,45 EUR 


	2. Abfallbehälter mit 140 l Flraum
	 a) 
	 a) 
	 a) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 260,57 EUR 

	b) 
	b) 
	bei vierwhentlicher Leerung 144,14 EUR 
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	3. Abfallbehälter mit 240 l Flraum
	 a) 
	 a) 
	 a) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 383,87 EUR 

	b) 
	b) 
	bei vierwhentlicher Leerung 215,70 EUR 


	4. Abfallbehälter mit 770 l Flraum 
	a) 
	a) 
	a) 
	bei whentlicher Leerung einmal je Woche 1.969,66 EUR 

	b) 
	b) 
	bei whentlicher Leerung zweimal je Woche 3.786,85 EUR 

	c) 
	c) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 1.061,07 EUR 


	5. Abfallbehälter mit 1.100 l Flraum 
	a) 
	a) 
	a) 
	bei whentlicher Leerung einmal je Woche 2.765,48 EUR 

	b) 
	b) 
	bei whentlicher Leerung zweimal je Woche 5.313,14 EUR

	 c) 
	 c) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 1.491,65 EUR 


	6. Wird f die Entsorgung von Papierabfällen bei Nutzung eines 1.100 l-Abfallbehälters anstelle der vierwhentlichen Leerung die zweiwhentliche oder whentliche Leerung gewählt, betragen die Zusatzgebren: 
	-

	a) 
	a) 
	a) 
	bei whentlicher Leerung 738,34 EUR

	 b) 
	 b) 
	bei zweiwhentlicher Leerung 403,08 EUR 


	(4) Die Benutzungsgebren f die Entsorgung von Bioabfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen (§ 6 Abs. 4) werden nach der Zahl und dem Flraum der auf dem Grundstk nach § 10 bereitgestellten Abfallbehälter f Bioabfälle bemessen. 
	-

	Die Gebren betragen jährlich je 
	1. 
	1. 
	1. 
	Abfallbehälter mit 80 l Flraum 161,33 EUR 

	2. 
	2. 
	Abfallbehälter mit 140 l Flraum 260,17 EUR 

	3. 
	3. 
	Abfallbehälter mit 240 l Flraum 395,26 EUR 


	(5) 
	(5) 
	(5) 
	(5) 
	Die Benutzungsgebren f die Entsorgung von Sperrml (Mehrmengen sowie  zusätzliche Abfuhren) betragen 

	1. 
	1. 
	1. 
	bei Mehrmengen er 5 m³ bei einmal jährlicher Abfuhr je weiterer m³ 25,00 EUR 

	2. 
	2. 
	2. 
	bei zusätzlicher Abfuhr 

	a) 
	a) 
	a) 
	Pauschalgebr je Anfahrt 39,00 EUR sowie 

	b) 
	b) 
	Mengengebr je m³ 25,00 EUR 



	3. 
	3. 
	3. 
	bei zusätzlicher Abfuhr mit Abholung des Sperrmls innerhalb von max. 10 Tagen nach Abruf 

	a) 
	a) 
	a) 
	Pauschalgebr je Anfahrt 79,00 EUR sowie 

	b) 
	b) 
	Mengengebr je m³ 25,00 EUR 
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	(6) 
	(6) 
	Soweit die Entsorgung von Abfällen wegen der besonderen Lage des Grundstks oder aus betrieblichen Grden einen das liche Maß ersteigenden Betriebsaufwand erfordert, ist zu den Benutzungsgebren nach Abs. 1 bis 5 ein Zuschlag zu entrichten. Der Zuschlag beträgt einschließlich des Verwaltungsaufwands f eine Ladegerätestunde 41,00 EUR und f das Betriebspersonal 41,00 EUR je Arbeitsstunde. 
	-
	-


	(7) 
	(7) 
	(7) 
	Die Gebr f Abfallsäcke beträgt 

	a) 
	a) 
	a) 
	f Abfallsäcke nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 6,50 EUR, 

	b) 
	b) 
	f Abfallsäcke nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 3,00 EUR und 

	c) 
	c) 
	f Abfallsäcke nach § 9 Abs. 2 Satz 3 3,00 EUR. 



	(8) 
	(8) 
	Die Gebr f jede gebrenpflichtige Änderung nach § 10 Abs. 6 und § 11  Abs. 1 f beträgt 15,00 EUR. 

	(9) 
	(9) 
	(9) 
	Die Gebren f eine Zusatzabfuhr nach § 11 Abs. 7 betragen 

	a) 
	a) 
	a) 
	wenn die Abfuhr im Rahmen einer Regelabfuhr erfolgt  

	b) 
	b) 
	wenn f die Abfuhr eine Sonderanfahrt erforderlich ist 
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	Table
	TR
	 Hausml und hausmlähnliche Gewerbeabfälle 
	Bioabfall 
	Altpapier 
	Fehlbeflte Behälter 

	80 l 
	80 l 
	7,50 EUR 
	0,00 EUR 
	-
	0,00 EUR 

	140 l 
	140 l 
	11,80 EUR 
	0,00 EUR 
	-
	0,00 EUR 

	240 l 
	240 l 
	17,40 EUR 
	0,00 EUR 
	0,00 EUR 
	0,00 EUR 

	770 l 
	770 l 
	48,60 EUR 
	-
	-
	0,00 EUR 

	1.100 l 
	1.100 l 
	68,70 EUR 
	-
	0,00 EUR 
	0,00 EUR 


	Table
	TR
	 Hausml und hausmlähnliche Gewerbeabfälle 
	Bioabfall 
	Altpapier 
	Fehlbeflte Behälter 

	80 l 
	80 l 
	64,50 EUR 
	60,30 EUR 
	-
	64,50 EUR 

	140 l 
	140 l 
	68,80 EUR 
	62,20 EUR 
	-
	68,80 EUR 

	240 l 
	240 l 
	83,90 EUR 
	74,30 EUR 
	70,00 EUR 
	83,90 EUR 

	770 l 
	770 l 
	118,90 EUR 
	-
	-
	118,90 EUR 

	1.100 l 
	1.100 l 
	139,00 EUR 
	-
	83,10 EUR 
	139,00 EUR 


	§ 20Benutzungsgebren f Häckselplätze 
	(1) F die Anlieferung von Gartenabfällen (§ 6 Abs. 5) von privaten Haushaltungen auf den Häckselplätzen ist eine Benutzungsgebr f die Verarbeitung und Entsorgung/ Verwertung von 5,00 EUR je angefangenem m³ zu entrichten. 
	-(barrierefrei) 
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	Bei der Anlieferung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen beträgt die Benutzungsgebr f die Entsorgung von Gartenabfällen auf den Häckselplätzen je angefangenem m³ 15,00 EUR. 
	-
	-

	(2) Soweit die Entsorgung angelieferter Abfälle einen das liche Maß ersteigenden Betriebsaufwand erfordert, weil z. B. eine Zwischenlagerung oder Wiederbeladung erforderlich ist, ist zu den Benutzungsgebren nach Abs. 1 ein Zuschlag zu entrichten. Der Zuschlag beträgt einschließlich des Verwaltungsaufwands je Häckslerstunde 114,00 EUR, je Ladegerätstunde 41,00 EUR und f das Betriebspersonal 41,00 EUR je Arbeitsstunde. 
	-

	§ 21Benutzungsgebren f Erddeponien 
	(1) Gebren f die Entsorgung von Bodenaushub und Bauschutt (§ 6 Abs. 10) werden nach dem Gewicht der angelieferten Abfälle bemessen. Ist ein Wiegen nicht mlich, wird das Gewicht aufgrund des geschätzten Volumens der angelieferten Abfälle mit dem Umrechnungsfaktor 1,8 t/m³ je angefangenem Kubikmeter ermittelt.  
	Die Gebr beträgt  
	a) 
	a) 
	a) 
	f Bodenaushub 14,70 EUR/t und 

	b) 
	b) 
	f Bauschutt 121,80 EUR/t 


	(2) 
	(2) 
	(2) 
	Anlieferungen von Bodenaushub und Bauschutt bis zu einem geschätzten Gewicht von ca. 500 kg werden nicht gewogen. Die Pauschalgebr f Kleinanlieferungen bis zu ca. 500 kg Bodenaushub beträgt 7,70 EUR und f Kleinanlieferungen bis zu ca. 500 kg Bauschutt 40,00 EUR. 

	(3) 
	(3) 
	Soweit die Entsorgung angelieferter Abfälle einen das liche Maß ersteigenden Betriebsaufwand erfordert, weil z. B. eine Zwischenlagerung oder Wiederbeladung erforderlich ist, ist zu den Benutzungsgebren nach Abs. 2 ein Zuschlag zu entrichten. Der Zuschlag beträgt einschließlich des Verwaltungsaufwands je Fahrzeugstunde 48,00 EUR, je Planierraupenstunde 65,00 EUR und f das Betriebspersonal 45,00 EUR je Arbeitsstunde. 
	-
	-



	§ 22Festsetzung, Entstehung und Fälligkeit der Gebrenschuld 
	(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt 
	a) 
	a) 
	a) 
	a) 
	mit dem Tag der Zurverfungstellung eines Abfallbehälters nach § 10 Abs. 1, insbesondere eines Abfallbehälters f Hausml und hausmlähnliche Gewerbeabfälle nach § 10 Abs. 1 Nr. 1, aufgrund einer Anforderung nach § 8 Abs. 2, 
	-
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	b) 
	b) 
	im Falle einer Behältergemeinschaft gem. § 10 Abs. 11 einen Monat nach Eingang des Befreiungsantrags, wenn dieser nicht vor Ablauf dieser Frist abgelehnt wird, jedoch nicht bevor der mitbenutzte Behälter nach a) zur Verfung gestellt wurde, 
	-
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	soweit sich nicht durch eine erstmalige Inanspruchnahme der fentlichen Einrichtung Abfallentsorgung ein frerer Zeitpunkt ergibt. 
	-

	Das Benutzungsverhältnis endet 
	a) 
	a) 
	a) 
	mit dem Tag, an dem der Berechtigte oder Verpflichtete nach § 3 Abs.1 oder 2 alle Behälter nach § 10 Abs. 5 zu dem von der Stadt mitgeteiltem Termin zur  Abholung bereitgestellt hat und 

	b) 
	b) 
	im Falle einer Behältergemeinschaft, wenn der Verpflichtete, auf dessen Grundstk sich die mitbenutzten Behälter befinden, die Beendigung der Behältergemeinschaft mitteilt. 
	-
	-



	Die Abholung abgemeldeter Behälter erfolgt spätestens zwei Wochen nach Eingang der Abmeldung der Behälter bei der Stadt. 
	(2) 
	(2) 
	(2) 
	Die Gebren werden durch Gebrenbescheid festgesetzt. 

	(3) 
	(3) 
	Bei den Benutzungsgebren nach § 19 Abs. 1 bis 4 entsteht die Gebrenschuld jeweils am 1. Januar. Beginnt das Benutzungsverhältnis im Laufe des Kalenderjahres, so entsteht die Gebrenschuld mit dem Beginn des Benutzungsverhältnisses nach Absatz 1. Endet das Benutzungsverhältnis im Laufe des Kalenderjahres, so endet die Gebrenpflicht mit dem Tag des Endes des Benutzungsverhältnisses nach Absatz 1. 
	-


	(4) 
	(4) 
	Treten im Laufe des Kalenderjahres Änderungen bei den Bemessungsgrundlagen ein, erhen oder ermäßigen sich die Gebren ab dem Tag der Änderung. 

	(5) 
	(5) 
	Bei den Benutzungsgebren nach § 19 Abs. 5 und § 20 entsteht die Gebrenschuld mit der Inanspruchnahme der fentlichen Abfallentsorgung. Sie wird mit der Bekanntgabe des Gebrenbescheids zur Zahlung fällig. 
	-


	(6) 
	(6) 
	Die Gebr nach § 19 Abs. 7 entsteht beim Kauf des Abfallsackes und ist sofort zur Zahlung fällig. 

	(7) 
	(7) 
	Bei den Gebren nach § 19 Abs. 8 entsteht die Gebrenschuld mit der Beendigung der Amtshandlung. Sie wird mit der Bekanntgabe des Gebrenbescheids zur Zahlung fällig. 
	-


	(8) 
	(8) 
	Bei den Benutzungsgebren nach § 21 entsteht die Gebrenschuld mit der Inanspruchnahme dieser Einrichtungen. Sie wird grundsätzlich bei Anlieferung mit der Bekanntgabe des Gebrenbescheids zur Zahlung fällig. Die Gebren knen auch nachträglich durch Gebrenbescheid erhoben werden. In diesen Fällen wird die Gebrenschuld mit der Bekanntgabe des Gebrenbescheids zur Zahlung fällig; es 
	-
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	kann eine Sicherheitsleistung bis zur He der voraussichtlichen Gebrenschuld verlangt werden. 
	(9) Die Stadt beauftragt die FairEnergie GmbH, Reutlingen, die Benutzungsgebren gemäß § 19 Abs. 1 bis 6 und 8 zu berechnen, die Gebrenbescheide auszufertigen und zu versenden, die Gebren entgegenzunehmen und an die Stadt abzufren, Nachweise darer f die Stadt zu fren sowie die erforderlichen Daten zu verarbeiten und die verarbeiteten Daten der Stadt mitzuteilen. 
	-

	IV. Ordnungswidrigkeiten 
	§ 23Ordnungswidrigkeiten 
	(1) Ordnungswidrig nach § 28 Abs. 1 LKreiWiG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
	1. 
	1. 
	1. 
	aufgehoben 

	2. 
	2. 
	die in § 5 und § 8 Abs. 4 ausgeschlossenen Abfälle der Abfallentsorgung erlässt; 
	-


	3. 
	3. 
	entgegen § 8 Abs. 2 seiner Pflicht zur Anforderung von Behältern oder entgegen § 8 Abs. 3 seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt; 

	4. 
	4. 
	entgegen § 8 Abs. 5, § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 bis 4 Abfallbehälter nicht in vorschriftsmäßigem Zustand hält, sie nicht vorschriftsmäßig bereitstellt oder sie nach Entleerung nicht unverzlich entfernt; 

	5. 
	5. 
	entgegen § 9 getrennt zu erlassende Abfälle anders als in der vorgeschriebenen Weise bereitstellt oder anliefert, insbesondere in Abfallbehälter nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 entgegen § 9 Abs. 1 andere Abfälle als Bioabfälle und in Abfallbehälter nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 entgegen § 9 Abs. 6 andere Abfälle als Papier einbringt; 
	-
	-


	6. 
	6. 
	entgegen § 10 Abs. 1 andere als die zugelassenen Abfallgefäße benutzt; 

	7. 
	7. 
	entgegen § 10 Abs. 8 bis 10 Abfallbehälter nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Zahl oder Gre bereithält; 
	-


	8. 
	8. 
	entgegen § 10 Abs. 3 den Identifikationschip von seinem Abfallbehälter entfernt; 

	9. 
	9. 
	entgegen § 11 Abs. 6 bereitgestellte Abfälle durchsucht oder entfernt; 

	10. 
	10. 
	entgegen § 12 Abs. 1 Bodenaushub und Bauschutt, die außerhalb des jeweiligen Einzugsbereichs angefallen sind, auf den Erddeponien anliefert oder ablagert, entgegen § 12 Abs. 2 Bodenaushub und Bauschutt nicht getrennt anliefert oder entgegen § 12 Abs. 3 Bauschutt oder Straßenaufbruch nicht zu den von der Stadt daf jeweils bestimmten Anlagen bringt; 
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	11. den Auskunftspflichten nach § 16 Abs. 1 nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder mit unrichtigen Angaben nachkommt oder den Beauftragten der Stadt entgegen § 16 Abs. 3 den Zutritt verwehrt. 
	-

	Die Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 knen gemäß § 28 Abs. 2 LKreiWiG mit  
	einer Geldbuße bis zu 100.000 EUR geahndet werden. 
	(2) 
	(2) 
	(2) 
	(2) 
	Ordnungswidrig nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Auskunftspflichten nach § 16 Abs. 1 nicht nachkommt und es dadurch ermlicht, eine Abgabe zu verkzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabengefährdung). 

	Die Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 kann gemäß § 8 Abs. 3 KAG mit einer Geldbuße bis zu 100.000 EUR geahndet werden. 

	(3) 
	(3) 
	Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 StGB sowie  § 69 KrWG, bleiben unberrt. 

	V. 
	V. 
	Inkrafttreten 


	§ 24Inkrafttreten 
	Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Zugleich tritt die Satzung er die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen (Abfallwirtschaftssatzung) vom 23.10.2018 außer Kraft. 
	Hinweis: 
	Hinweis: 

	Eine Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung f Baden-Wttemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen der Satzung kann nur innerhalb eines Jahres nach dieser Bekanntmachung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begrden soll, schriftlich gegener der Stadtverwaltung Reutlingen geltend gemacht werden. Nach Ablauf dieser Frist gilt die Satzung als von Anfang an gtig zustande gekommen; dies gilt nicht, wenn die Vorschriften er die Öffentlichkeit der Sitzung
	-
	-
	-

	Abweichend hiervon kann die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften auch nach Ablauf der Jahresfrist von jedermann geltend gemacht werden, wenn der Oberbgermeister dem Satzungsbeschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehde den Satzungsbeschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb der Jahresfrist geltend gemacht hat.  
	-
	-
	-
	-
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	Ausgefertigt! Reutlingen, den 17.12.2024 gez. Thomas Keck 
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